
































































































































































































































































































































 
 
 

BESTANDSVERTRAG 
 

Abgeschlossen zwischen  
 

Marktgemeinde Guntramsdorf  
Rathaus Viertel 1/1 
2353 Guntramsdorf 

 
Als Verpächterin einerseits und  
 
Dr. Pascale Kühn, Geburtsdatum: 15.08.1967 
Nußallee 11 
2402 Maria Ellend 
 
 
Als die Pächterin andererseits wie folgt: 
 
 

Die Marktgemeinde Guntramsdorf ist Eigentümerin der Liegenschaft in der Kammeringstraße des 
Grundbuches 16111 Guntramsdorf, unter anderem bestehend aus dem Grundstück Nr. 2134/1, 
EZ 3829, Widmung Grünland-Land und Forstwirtschaft 
 
 

I. Pachtgegenstand 
 

Die Marktgemeinde Guntramsdorf verpachtet der Pächterin 
 
eine Fläche von 2.400 m² Quadratmeter 
 
des Grundstückes 2134/1, EZ 3829, laut Beilage A (verpachtete Fläche ist schraffiert 
eingezeichnet), welche diesem Vertrag angeschlossen und einen integrierenden Bestandteil 
dessen bildet, zur Nutzung für die Pächterin und von deren eingeladenen Dritten 
als Auslauffläche/Training von „Agility“ für die Hunde der Pächterin bzw. deren eingeladene 
Dritte. 
 

II. Pachtbeginn und Pachtdauer 
 
Das Pachtverhältnis beginnt mit 01.10.2016 und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
 
 
 

III. Pachtzins 
 
Als Pachtzins werden EUR 500 zuzüglich einer etwaigen Umsatzsteuer festgesetzt. Diese 
Jahrespacht ist jährlich im Oktober im Voraus für das ganze Jahr zu zahlen, erstmals im Monat 
Oktober 2016.  
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IV. Benützung, Verwendung des Pachtgegenstandes 
 
 
 
Vertragszweck ist die Nutzung dieser Grundfläche von 2.400 m²ausschließlich für die Pächterin, 
und eingeladene Dritte als Auslauffläche/Training von „Agility“ für die Hunde der Pächterin bzw. 
deren eingeladene Dritte. Keinesfalls gestattet ist eine gewerbliche Nutzung als Hundeschule 
oder Ähnliches. 
 
 
 

V. Wertsicherung 
 

 
Der Pachtzins ist wertgesichert. Der Pachtzins verändert sich zum 1. jeden Monats um den 

Betrag, um den sich der vom österreichischem statistischem Zentralamt verlautbarte 

Verbraucherpreisindex 2015 oder der an diese Stelle tretende Index verändert, wobei erst eine 

Erhöhung um 5 % auf das Entgelt angerechnet wird. Die so errechneten Beträge sind auf volle 

Euro-Zehntelbeträge aufzurunden, wobei jedoch Beträge unter 5 Cent abzurunden sind. 

Ausgangsbasis für die Wertsicherung ist die für den Monat des Vertragsabschlusses verlautbarte 

Indexzahl. Als Vergleichsmonat wird der VPI des Monats Jänner herangezogen. 

Die sich aus der Wertsicherung ergebenden Ansprüche verjähren binnen 3 Jahren. Erfolgt die 

Geltendmachung der aus der Wertsicherung resultierenden Erhöhung des Hauptmietzinses durch 

den Vermieter über einen längeren Zeitraum nicht, so liegt darin kein schlüssiger Verzicht auf die 

Wertsicherung des Hauptmietzinses. 

 
 

VI. Zutrittsrecht der Verpächterin 

 

Die Verpächterin oder von diesem beauftragte Personen können den Pachtgegenstand unter 

Angabe von Gründen nach vorheriger Verständigung besichtigen. 

 

                                                      VII. Kündigungsrechte 

Beide Parteien haben das Recht unter Einhaltung einer 3 monatigen Kündigungsfrist den Vertrag 

aufzukündigen. 

Bei groben Verstößen gegen den Inhalt dieser Vereinbarung (Nichtzahlung des Pachtzinses über 

einen Zeitraum von 3 Monaten, nicht vertragskonforme Nutzung des Pachtgegenstandes, etc) hat 

die Verpächterin das Recht den Vertrag mit sofortiger Wirkung aufzulösen.  
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Im Falle der ordentlichen Kündigung und im Falle einer vorzeitigen berechtigten Auflösung durch 

die Verpächterin ist die Pächterin verpflichtet die Liegenschaft geräumt und im Zustand vor 

Beginn Bestandvertrages zurück zu geben. 

VIII. Kosten und Gebühren 
 
 

Alle mit der Errichtung des Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren und öffentlichen 
Abgaben trägt die Verpächterin. 
 

IX. Sonstige Bestimmungen 
 

 
Die Marktgemeinde Guntramsdorf trägt wie bisher sämtliche Kosten, Steuern, Gebühren, 
Abgaben, sofern sie die Vertragsliegenschaft betreffen. 
Die Erhaltung und Instandhaltung dieser Fläche obliegt der Pächterin allein. 
 
 
 
Jede Änderung dieses Vertrages bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit unabdingbar der Schriftform. 
 

Dieser Bestandsvertrag wird in 2 Ausfertigungen errichtet, von welchen jeder Vertragsteil eine 
erhält. Eine Ausfertigung ist für das zuständige Finanzamt bestimmt. 
 

 
Die Pächterin 

 
 

    
 Dr. Pascale Kühn  

 
 
 
 
 
 

Die Verpächterin 
 

Marktgemeinde Guntramsdorf :  
genehmigt in der Gemeinderatssitzung am _______________ 
 
 
 
    
  
 Bürgermeister GGR 
 
 
 
    
 GR GR 

 



BESCHLUSS

RECHTSSACHE:

Klagende Partei
Florian-Alexander Gilly  
Dr.-Theodor-Körner-Platz 11  
2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Mag. Dr. Florian LEGIT  
Wilhelm-Greil-Straße 14/2  
6020 Innsbruck
Tel: +43 664 1410215
Zeichen: FL-60/16

Beklagte Partei
Marktgemeinde Guntramsdorf  
Rathaus Viertel 1/1  
2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Stanek Raidl Konlechner Rechtsanwälte 
OG  
Ferstelgasse 1/4  
1090 Wien
Tel: 890 99 16

Wegen: Besitzstörung - allgemeine Streitsache

Der Antrag der Beklagten, den Streitwert nach RATG mit EUR 100.000,- festzusetzen, wird 

zurückgewiesen.

Begründung

Gemäß § 10 Z 1 RATG ist der Streitgegenstand in Streitigkeiten über Besitzstörungsklagen 

mit EUR 580,- zu bewerten.

Im Bereich zwingend vorgeschriebener Bemessungsgrundlagen - wie hier eben nach § 10 Z 1 

RATG - ist für eine Streitwertbemängelung und ein Vorgehen des Gerichtes nach § 7 RATG 

kein Raum (RIS-Justiz RWZ0000057). 

Der Antrag war daher zurückzuweisen.

Bezirksgericht Mödling, Abteilung 7
Mödling, 26. Juli 2016
Mag. Christiane SCHNEIDER, Richterin

Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG

14 C 470/16 v -10
(Bitte in allen Eingaben anführen)

Wiener Straße 4 - 6
2340 Mödling

Tel.: +43 2236 209

REPUBLIK ÖSTERREICH
BEZIRKSGERICHT MÖDLING

1 von 1

[Bereitgestellt: 26.08.2016  15:34]



14 C 470/16v-9

ÜBERTRAGUNG EINER BANDAUFZEICHNUNG

PROTOKOLL
aufgenommen vor dem Bezirksgericht Mödling am 26.7.2016

Richter: Mag. Christiane SCHNEIDER

Klagende Partei
Florian-Alexander Gilly  

Dr.-Theodor-Körner-Platz 11  

2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Mag. Dr. Florian LEGIT  

Wilhelm-Greil-Straße 14/2  

6020 Innsbruck

Tel: +43 664 1410215

Zeichen: FL-60/16

Beklagte Partei
Marktgemeinde Guntramsdorf  

Rathaus Viertel 1/1  

2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Stanek Raidl Konlechner 

Rechtsanwälte OG  

Ferstelgasse 1/4  

1090 Wien

Tel: 890 99 16

Wegen: Besitzstörung - allgemeine Streitsache

Beginn: 11.32 Uhr

Festgehalten  wird,  dass  die  beiden  beantragten 
Bescheinigungspersonen  WEBER  und  TSCHÜRTZ  der 
Verhandlung  vorerst  nicht  beiwohnen,  obwohl  Mag. 
Alexander  WEBER  auch  der  informierte  Vertreter  der 

[Bereitgestellt: 26.08.2016  15:34]
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Beklagten ist.
Der Klagevertreter bringt vor wie in der Klage ON 1 und 
beantragt wie in seinem Antrag ON 1.
Der BV bestreitet und wendet ein wie in seiner Äußerung 
ON 7.

Der KV bestreitet.
Er beantragt Kostenseparation aufgrund der beantragten 
Zeugen für den Fall, dass diese zugelassen werden, weil 
aus den von ihm vorgelegten Lichtbildern zweifelsfrei 
hervorgehe, dass die Steher auf der Liegenschaft der 
Klägerin  abgestellt  gewesen  wären  sowie  die 
diesbezügliche  Sachlage  keiner  weiteren  Erörterungen 
bedürfe.
Der  BV  spricht  sich  gegen  die  Kostenseparation  aus, 
eine solche sei in der ZPO nicht vorgesehen.
Nach  Erörterung  gibt  der  Klagevertreter  an,  dass  er 
sich stütze - wie im Rahmen einer Besitzstörung üblich 
-  auf  §  381  Ziff.  2  EO  bzw.  eigentlich  eine 
Einstweilige  Vorkehrung  im  Rahmen  des 
Besitzstörungsverfahrens beantragt werde.

Aufgrund  des  Antrags  bzw.  der 
Streitwertbemängelung wird nunmehr erhoben, wie viele 
Parkplätze  es  auf  dieser  Liegenschaft  gibt.  Der 
Klagevertreter  gibt  an,  dies  nach  Rücksprache  mit 
seinem Mandanten, dass es sich um 18 Parkplätze handle.

Der  Beklagtenvertreter  bestreitet,  dass  es  auf 
dieser  Liegenschaft  überhaupt  Parkplätze  gebe,  weil 
dort  tatsächlich  keine  Parkplätze  bestünden,  sondern 
der  Kläger  generell  das  Parken  auf  diesem  Parkplatz 
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untersagt habe.

Der Klagevertreter gibt an, wie auf dem Kopf der 
Klage  angeführt  nach  dem  RATG  sowohl  für  die 
Besitzstörungsklage als auch den Antrag auf Erlassung 
einer einstweiligen Vorkehrung den Streitwert mit EUR 
580,-- angenommen zu haben, obwohl auf AS 5 ausgewiesen 
sind  EUR  2.400,--;  es  handle  sich  bei  diesen  EUR 
2.400,-- um einen Irrtum, dies ergebe sich auch aus dem 
angenommenen TP3 für die Klage mit EUR 87,10.

Der  Klagevertreter  spricht  sich  gegen 
Streitwertbemängelung  aus,  da  im 
Besitzstörungsverfahren  nach  dem  RATG  der 
Streitgegenstand mit EUR 580,-- bewertet sei, dasselbe 
sei  analog  für  die  EV  heranzuziehen,  das 
entgegengesetzte Vorbringen der Beklagten beziehe sich 
ausschließlich  auf  die  JN,  welche  wiederum 
Rechtswirkungen ausschließlich dahingehend entfalte ob 
z.B. eine …...............berufung vorliege oder nicht. 
Auf  die  Entlohnung  des  Rechtsanwaltes  habe  die 
Bemessung des Streitwertes keine Auswirkungen.

B.

Der  Antrag  der  Beklagten,  den  Streitwert  nach 
RATG  mit  EUR  100.000,--  festzusetzen,  wird 
zurückgewiesen.

Erläutert wird die wesentliche Begründung.

Der  Klagevertreter  beantragt  eine  schriftliche 
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Beschlussausfertigung.

Hingewiesen  wird  darauf,  dass  erstens  der 
Beschluss unbekämpfbar ist und zweitens seinem Antrag 
stattgegeben wurde.

Die vom Klagevertreter vorgelegten Urkunden und 
zwar  Foto  zeigend  die  von  der  Gemeinde  aufgestellte 
Tafel, Auszug aus Facebook sowie weitere Fotos zeigend 
die Tafel am 29.6.2016 werden in dieser Reihenfolge als 
Beil. ./A - ../C bezeichnet zum Akt genommen.

Der Beklagtenvertreter erklärt dazu: 

Übereinstimmung  mit  dem  echten  Original,  zur 
Richtigkeit wird aufs eigene Vorbringen verwiesen.

Die  von  der  Beklagten  vorgelegten  Urkunden  und 
zwar Fotos zeigend die Örtlichkeit zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten samt Anhängen werden in dieser Reihenfolge 
als Beil../1 und ../2 bezeichnet zum Akt genommen, der 
vorgelegte  Plan  sowie  die  beiden  eidesstattlichen 
Erklärungen werden in dieser Reihenfolge als Beil../3 - 
../5 bezeichnet zum Akt genommen.

Der KV erklärt zu diesen Beilagen:

Beil../1  und  ../2  :  Keinerlei  Beweiskraft,  die 
Richtigkeit wird bestritten, zur Echtheit wird diese 
aufgrund  der  Eigenschaft  als  Fotos  anerkannt. 
Hinsichtlich  der  Beil../3  werde  die  Zurückweisung 
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beantragt, da diese für das gegenständliche Verfahren 
nicht relevant sei, es sei nur eine bloße grafische 
Darstellung der Situation vor Ort ohne Bezugnahme auf 
die Steher und die Besitzstörungshandlungen. Dasselbe 
wird zu Beil../4 und ../5 erklärt.

Ein Vergleichsgespräch scheitert.

Der  Klagevertreter  bringt  vor,  dass  es  ein 
YouTube  Video  gebe,  auf  dem  der  Bürgermeister  der 
Beklagten ankündige, trotz aufrechten Mietverhältnisses 
ein  Weinfest  auf  diesem  Parkplatz  durchführen  zu 
wollen. 

Festgehalten  wird,  dass  der  Klagevertreter  nun 
meint,  dass  die  Richterin  die  ZPO  nicht  eingehalten 
habe, dass sie sich geweigert habe, seinen Antrag auf 
Beschlussausfertigung  zu  protokollieren  mit  der 
Begründung,  dass  seinem  Antrag,  dem  Antrag  des 
Beklagten  nicht  statt  zu  geben,  stattgegeben  worden 
sei, und der Beschluss unanfechtbar sei.

Der  Klagevertreter  bringt  zum  Schriftsatz  ON  7 
einwendend  weiter  vor,  dass  der  Schriftsatz  der 
beklagten  Partei bereits aus formalrechtlichen Gründen 
zurückzuweisen sei.

Es  wird  dem  Klagevertreter  angeboten,  seine 
längeren Aufzeichnungen dem Protokoll anzuschließen und 
als  Vorbringen  zu  verwenden,  womit  der 
Beklagtenvertreter  einverstanden  wäre,  der 
Klagevertreter  nicht.  Der  Beklagtenvertreter  spricht 
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sich  dagegen  aus,  dass  der  Klagevertreter  dies 
vorliest,  es  sei  in  der  Verhandlung  mündlich 
vorzutragen.

Der  Klagevertreter  bringt  nunmehr  weiter  vor, 
dass der Beklagtenvertreter nicht bevollmächtigt sei. 
Die Beklagte habe den Nachweis zu erbringen, dass die 
Einlassung auf das gegenständliche Verfahren, sei es 
auch  nur  ein  Bescheinigungsverfahen,  durch  einen 
entsprechenden  Gemeinderatsbeschluss  gedeckt  sei, 
unterlassen.   Der  OGH  sage  dies  ausdrücklich,  im 
Beschluss vom 8.5.2013, 6 Ob 7/13t festgelegt. In der 
konkreten  Rechtssache  sei  es  gegangen  um  einen 
Rechtsstreit betreffend eine österreichische Gemeinde, 
in welcher konstatiert worden sei, dass zum Nachweis 
der  Beschlussfassung,  welche  die  Einlassung  auf  ein 
Zivilverfahren legitimiere, eine Urkunde im Sinne des § 
55 Abs. 2 der Niederösterreichen Gemeindeordnung aus 
dem Jahr 1973 notwendig sei. Auf der gegenständlichen 
Äußerung befinde sich lediglich ein allgemeiner Hinweis 
auf  die  Bevollmächtigung  nach  der  RAO,  was  völlig 
unzureichend sei, es werde die Zurückweisung beantragt. 
Anzumerken sei, dass die ausreichende Prozessvollmacht 
von Amts wegen zu prüfen sei.

Beweis: Wie bisher, weitere Beweise vorbehalten.
Weiters werde vorgebracht zu Punk 3. der Äußerung, dass 
die  Beklagte  behaupte,  es  würde  kein 
unwiederbringlicher  Schaden auf Seiten der klagenden 
Partei festzustellen sei. Hiezu sei anzumerken, dass 
die klagende Partei die Parkraumbewirtschaftung auf der 
gegenständlichen  Liegenschaft  betreibe  bzw.  dies 
beabsichtige.  Aus  den  bisher  in  Vorlage  gebrachten 
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Bescheinigungsmitteln ... .
Der Klagevertreter wird  von der Richterin darauf 

hingewiesen,  dass  der  Richterin  diese  Urkunde  noch 
nicht vorgelegt wurde. Er gibt an, dass dies sehr wohl 
der  Fall  gewesen  sei,  die  Richterin  habe  sie  nicht 
angenommen.
Festgehalten wird, dass der Richterin nicht aufgefallen 
war,  dass  ihr  etwas  gegeben  und  vorgelegt  werden 
sollte.
Es  legt  nunmehr  der  Klagevertreter  vor  2 
Parkberechtigungskarten, diese werden als Beil../D zum 
Akt genommen.

Der Beklagtenvertreter erklärt zur Beil../D: 

Keine Erklärung zur Echtheit mangels Aussteller, 
zur Richtigkeit werde vorgebracht, dass sich aus der 
Parkberechtigungskarte  weder  ergebe,  dass  diese 
entgeltlich veräußert werde noch in welcher Höhe ein 
Entgelt  -  in  der  Höhe  wie  in  der  Klagserzählung 
behauptet  -   erzielt  werde,  weiters  dass  es  sich 
hierbei  nur  um  eine  Parkberechtigungskarte  handeln 
würde;  eine  Parkraumbewirtschaftung,  die  der 
Öffentlichkeit gegen Entgelt frei stehe, ergebe sich 
hieraus nicht. Dies könnten auch Fahrzeuge sein, die 
deswegen  berechtigt  seien,  weil  sie  auf  den 
Bestandnehmer  zugelassen  seien,  auch  eine 
Entgeltlichkeit ergebe sich nicht. Im Übrigen stelle 
sich  die  Frage,  wenn  die  Karte  gültig  sei  bis 
31.8.2016, wieso sie diese nicht der Berechtigte habe, 
sondern der Kläger.
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Der  Klagevertreter  bringt  weiter  vor,  dass 
aufgrund  der  in  Vorlage  gebrachten  Urkunden  die 
Parkraumbewirtschaftung als bescheinigt anzusehen sei, 
durch  den  gegenständlichen  Steher  sei  dieser 
Unternehmenszweck  insofern  vereitelt,  als  potentielle 
Kunden massiv abgeschreckt worden seien und damit die 
Betreibung der Parkraumbewirtschaftung akut gefährdet. 
Der OGH habe mehrmals festgelegt, dass die Gefährdung 
eines Unternehmens einen unwiederbringlichen Schaden im 
Sinne  der  EO  darstelle.  Das  Sicherungsbegehren  sei 
daher berechtigt. Betreffend eines allenfalls fehlenden 
unwiederbringlichen Schadens sei zudem anzumerken, dass 
sich die beklagte Partei zuletzt die Freiheit genommen 
habe,  am  22.7.2016  auf  der  gegenständlichen 
Liegenschaft  ein  bis  in  die  Nachtstunden  dauerndes 
Weinfest zu veranstalten. Dieses Vorhaben sei bereits 
im Zuge der Gemeinderatsitzung am 6.7.2016 verkündet 
worden.  Es  liege  eine  fortdauernde  Störungshandlung 
vor. Auch hier habe der OGH bereits festgelegt, dass 
die  völlige  Unbenutzbarkeit  des  Gegenstandes  einem 
unwiederbringlichen Schaden entspreche, auch von daher 
sei der Antrag berechtigt. Hinsichtlich der monierten 
angeblichen  Aufkündigung  des  Bestandverhältnisses  zur 
klagenden  Partei  sei  jedenfalls  von  einer 
rechtswidrigen  vorzeitigen  Auflösung  auszugehen.  Die 
Vermieterin,  namentlich  EAGLE  GmbH  berufe  sich 
diesbezüglich  nämlich  auf  einen  qualifizierten 
Mietzinsverzug,  übersehe  dabei  jedoch,  dass  bei 
Bestandverhältnissen im Bereich des ABGB unter einer 3-
monatigen Dauer Fälligkeit des gesamten Mietzinses erst 
nach  Ablauf  des  Bestandsvertrages  vorliege.  Insofern 
sei  von  einer  rechtswidrigen  vorzeitigen  Auflösung 
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auszugehen. Die Wiederholungsgefahr sei mindestens bis 
zum 31.8.2016 anzunehmen, wenn nicht darüber hinaus, 
zumal es bereits Gespräche gegeben habe hinsichtlich 
einer  Verlängerung  des  Mietvertrages  betreffend  den 
Parkplatz in der Hauptstraße. Beim 31.8.2016 handle es 
sich  um  das  Ende  des  grundsätzlich  befristeten 
Mietvertrages, es habe aber bereits Gespräche gegeben. 
Insofern sei es auch völlig verfehlt zu behaupten, das 
Sicherungsbegehren sei deutlich zu weit gefasst, da zum 
Zeitpunkt  der  Einbringung  der  Klage  noch  nicht 
festgestanden  habe,  und  auch  nach  wie  vor  nicht 
feststehe, wie lange das Bestandverhältnis tatsächlich 
dauern werde.

Abschließend  sei  auf  die  rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidung hier im Hause zu 4C 574/16i 
zu verwiesen.

Beweis: Allenfalls persönliche Inaugenscheinnahme 
des angesprochenen YouTube-Videos.
Der BV bestreitet. Er wendet weiter ein, dass erstmalig 
das  Vorbringen  erhoben  werde,  dass  es  sich  um  ein 
Unternehmen handle, das der Kläger betreibe, wobei das 
Tatsachenvorbringen fehle, worin das Unternehmen liege. 
Des  Weiteren  werde  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Eigentümerin der Liegenschaft der Gemeinde mitgeteilt 
habe,  dass  das  Bestandverhältnis  mit  dem  Kläger  zum 
20.7.2016  aufgelöst  worden  sei  und  zwar  wegen 
Nichtzahlung des Mietzinses, was auch einen befristeten 
Mietvertrag  vorzeitig  auflösen  lasse.  Es  habe  die 
Eigentümerin, die Eagle Real Estate GmbH, der Gemeinde 
ausdrücklich gestattet, den Parkplatz zum Zwecke des 
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Weinfestes  zu  benutzen.  Eine  Besitzstörungshandlung 
könne  aufgrund  der  Erlaubnis  der  Eigentümerin  nicht 
angenommen werden. Korrigiert wird, dies seitens sowohl 
Klagevertreters  als  auch  Beklagtenvertrers,  dass  es 
sich  bei  der  Eagle  Real  Estate  GmbH  nicht  um  die 
Eigentümerin des Grundes, sondern um die Vermieterin 
handle. 

Der  Beklagtenvertreter  wendet  weiter  ein,  dass 
selbstverständlich  die  Abwehr  der  Klage  seitens  der 
Gemeinde  durch  die  einschreitende 
Rechtsanwaltsgesellschaft  beauftragt  wurde  namens  des 
Bürgermeisters.  Die  Annahme,  dass  ein 
Gemeinderatsbeschluss für die Abwehr einer beantragten 
einstweiligen Verfügung notwendig wäre, sei unrichtig, 
da sie aufgrund der Fristen, mit denen ein Gemeinderat 
zu einer konkreten Tagesordnung eingeladen werden müsse 
nach  der  Niederösterreichen  Gemeindeordnung  auch  im 
konkreten Fall dazu führen würde, dass ein Einschreiten 
unmöglich  wäre  innerhalb  von  5  Tagen.  Es  entspreche 
daher  auch  höchstgerichtlicher  Judikatur,  dass  auch 
eine  nachträgliche  Genehmigung  des  Gemeinderates 
zulässig  sei  und  habe  gegebenenfalls  das  Gericht 
diesfalls  der  vertretenen  Gemeinde  eine  Frist 
einzuräumen zum Nachweis der allenfalls nachträglichen 
Genehmigung.
Der  Klagevertreter  bringt  weiter  vor,  dass  in  der 
zitierten  OGH-Entscheidung  genau  die  nachträglichen 
Genehmigung  Entscheidungsgegenstand  gewesen  und 
abgelehnt worden sei.
Der Klagevertreter verzichtet auf eine Durchführung des 
Lokalaugenscheins angesichts der vorliegenden Fotos.
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Festgehalten wird, dass die heutige Verhandlung sowohl 
der  Verhandlung  über  die  beantragte  einstweilige 
Vorkehrung als auch über die Klage an sich dient und im 
Anschluss,  so  sich  dies  bis  14.00  Uhr  ausgeht,  die 
Entscheidung schriftlich ergehen wird in beiden Fällen.

Der Kläger Florian-Alexander GILLY gibt nach WE 
und Vorhalt § 376 ZPO unbeeidet vernommen an:

Geb. am 16.03.1980,
Adresse im Akt,
Selbstständig.

Vorerst  möchte  ich  angeben,  dass  die  Fotos 
Beil../C genau um Mitternacht von 29.6. auf 30.6.2016 
von mir angefertigt wurden.
Ich habe den Parkplatz, und zwar nur den Parkplatz, 
gemietet von der Eagle Real Estate GmbH und zwar von 
9.5.2016  bis  31.8.2016.  Ich  habe  den  Mietzins  noch 
nicht  bezahlt,  da  ich  der  Meinung  bin,  dass  ich 
aufgrund der vorliegenden Befristung erst mit Ende des 
Mietverhältnisses  zahlen  muss.  Es  gibt  seitens  des 
Vermieters keine gerichtliche Aufkündigung und ist mir 
auch  noch  keine  Räumungsklage  zugekommen,  auch 
außergerichtlich  wurde  mir  schriftlich  nicht  das 
Mietverhältnis aufgelöst. Es wurde auch mündlich nichts 
Derartiges gesagt.
Grundsätzlich war von vornherein angedacht, dass, wenn 
kein Mieter auch für das Geschäftslokal nach dem 31.8. 
gefunden  wird,  der  Vertrag  mit  mir  dann  verlängert 
werden kann. Wir haben auch nach dem 9.5. immer wieder 
über die Möglichkeit der Verlängerung gesprochen, wann 
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zuletzt weiß ich nicht, es war jedenfalls nicht in den 
letzten Tagen.
Ich habe den Parkplatz gemietet, um ihn an Dauerparker 
zu vermieten. Da wird ein Pauschalbetrag verlangt und 
zwar EUR 60,-- pro Monat.
Ich  kann  jetzt  nicht  auswendig  sagen,  wie  viele 
Parkplätze  vermietet  waren  oder  sind,  dies  kann  ich 
auch nicht ungefähr sagen, wenn ich nachdenke.
Wenn ich immer wieder gefragt werde, ob ich auch andere 
Parkplätze diesbezüglich angemietet habe, so ist das 
richtig und es sind etwa 6 – 7 Parkplätze, auf denen 
sich  unterschiedliche  Anzahlen  von  Stellplätzen  für 
Fahrzeuge befinden. Bei all diesen Parkplätzen ist es 
eben so, dass ich sie gegen Entgelt vermieten möchte. 
Ich  kann  auswendig  auch  nicht  sagen,  wie  viele 
Parkplätze  insgesamt  auf  den  Parkplätzen  vermietet 
sind.
Ich kann auch nicht sagen, wie viel ich damit schon 
eingenommen habe.
Es  ist  richtig,  dass  grundsätzlich,  wenn  jemand  auf 
diesen  Parkplätzen  ohne  Berechtigung  parkt,  eine 
Besitzstörungsklage  folgt,  wenn  nicht  die  verlangte 
Zahlung  geleistet  wird.  Ich  verlange  EUR  200,--  für 
diesen Fall, dies ohne Einschaltung eines Anwalts. 

Es beabsichtigt die Richterin nunmehr die Frage, 
ob  der  Kläger  bei  einer  Besitzstörungsklage  sich 
anwaltlich vertreten lässt.

Es  beantragt  der  Klagevertreter,  diese  Frage 
nicht zu stellen.
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Der Kläger gibt fortgesetzt an:

Der  Inhalt  der  auf  Beil../A  abgebildeten  Tafel 
ist grundsätzlich also richtig.
Die Fotos auf Beil../A bzw. ../B sind glaube ich aus 
Facebook, wenn ich auf meinem Mobiltelefon nachschaue, 
kann ich dies bestätigen.
Ich kann daher nichts zum Aufnahmedatum sagen und auch 
nicht, wo die Tafel genau gestanden ist.
Aus der Beil../1 sieht man die Hauptstraße, von dieser 
kann  man  rechts  einbiegen  Richtung  Einfahrt  des 
Parkplatzes, der öffentliche Grund geht bis inklusive 
Gehsteig und dann beginnt mit dem dunkleren Asphalt der 
Parkplatz. 

Auf dem Foto Beil../C sieht man die Tafel bei 
dieser Einfahrt stehen und auf dem zweiten Bild sieht 
man, dass diese Tafel dort eben auf dem Parkplatz steht 
und nicht davor.

Auf  dem  Bild  3  der  Beil../C  sieht  man  die 
Ausfahrt nach hinten zur Raiffeisengasse glaube ich. 
Der dunklere Asphalt ist eben das gemietete Grundstück 
und die Tafel steht dort, der helle Asphalt ist der 
Gehsteig.  Diese  Fotos  wie  gesagt  habe  ich  selbst 
aufgenommen.
Ich weiß nicht, wann die  Gemeinde die Tafeln erstmalig 
aufgestellt hat, mir ist es erstmalig aufgefallen zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ich auch die Fotos dann gemacht 
habe Beil../C.
Es war so, dass eben am 29. bereits zwei Steher waren 
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und  zwar  wie  von  mir  geschildert  am  Vorder-  und  am 
Hinterausgang des Parkplatzes.
Auch wenn ich überlege, kann ich nicht sagen, ob nach 
dem  29.6.  noch  mehr  als  diese  zwei  an  diesem  Tag 
befindlichen Tafeln dort dazugekommen sind.
Ich war nicht dabei, wie die Tafeln aufgestellt worden 
sind.
Seit 20.7. ist Weinfest im Ort. Ich habe auf YouTube 
ein Video gesehen, wo eben im Gemeinderat besprochen 
wird,  dass  mein  Parkplatz,  der  von  mir  gemietete 
Parkplatz, gemietet werden soll für das Weinfest, ich 
weiß aber nichts Näheres, was dort geschehen sollte. 
Ich war seit 20.7 mehrmals dort und habe gesehen, dass 
dort verschieden Autos geparkt haben, es waren jetzt 
keine Gemeindeautos oder von bestimmten Firmen, sondern 
einfach dort parkende Autos, vielleicht Besucher vom 
Weinfest.

Über Befragen des KV:
Auf die Frage, wie viele Angestellte ich habe: 

Generell und nicht nur für diesen Parkplatz habe ich 4 
Angestellte,  einer  davon  wird  nicht  bezahlt,  unter 
diesen sind Teilzeitbeschäftigte. Ein Mitarbeiter macht 
den ganzen Schriftverkehr mit den Störern.
Auf  die  Frage,  ob  ich  vor  diesem  Parkplatz  mit 
Parkraumbewirtschaftung schon etwas zu tun hatte: Nein, 
das war der erste Parkplatz von den 6 – 7.
Auf die Frage, ob ich beim Fotografieren des Stehers am 
29.6. noch mit wem darüber gesprochen habe: Ja, mit 
meinem  Mitarbeiter.  Da  habe  ich  ihm  die  Situation 
geschildert.
Ich  habe  ja  auch  einen  Botendienst,  die  Mitarbeiter 
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machen auch Buchhaltung und andere Schreiben.
Auf Nachfragen des Klagevertreters gebe ich an, dass 
ich auch vergünstigte Parkkarten für den Flughafen Wien 
verkaufe, das gehört auch zu meinem Geschäft. Das mache 
ich  über  das  Internet  und  zwar  seit  ca.  2  Jahren, 
jedenfalls länger als ein Jahr.
Auf  die  Frage,  wie  sich  die  EUR  200,--,  die  ich 
verlange,  zusammensetzen:  Dies  ergibt  sich  aus  dem 
Aufwand, der entsteht, die Zeitversäumnis, wenn ich zu 
dem Parkplatz fahre, der Schriftverkehr und quasi ist 
der eine Parkplatz ja zu diesem Zeitpunkt auch besetzt. 
Diese administrative Tätigkeit mache ich nicht alleine, 
sondern mit meinen Mitarbeitern.
Auf die Frage, ob bei Herstellung eines Einvernehmens 
mit der Vermieterin ich den Parkplatz weiter anmieten 
würde:  Grundsätzlich  ja.  Wie  gesagt  besteht  ein 
Interesse,  das  war  ja  auch  von  vornherein  mündlich 
abgesprochen.

Über Befragen des BV:
Auf  die  Frage,  was  ich  außer  den  Lichtbildern 

gemacht  habe,  als  ich  die  Tafeln  gesehen  habe:  Wie 
gesagt habe ich es am 30. meinem Mitarbeiter erzählt, 
sonst  habe  ich  nichts  unternommen.  Mit  der  Gemeinde 
habe  ich  keinen  Kontakt  aufgenommen,  später  mit  dem 
Anwalt dann.
Auf die Frage, ob man diese Tafeln händisch verschieben 
kann: Ich habe sie nicht angegriffen, ich gehe davon 
aus, es ist wie auf Baustellen, wie man es überall dort 
sieht, diese schwarzen Steher.
Auf  die  Frage,  ob  ich  mir  überlegt  habe,  die  Tafel 
selbst  von  meinem  Grund  weg  zu  tun:  Nein,  weil  das 
vermutlich auch eine Besitzstörung wäre oder was auch 
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immer. Es ist nicht mein Eigentum.
Auf die Frage, ob mich der Inhalt der Tafel gestört 
hat: Wenn ich überlege, so war ich verwundert, dass die 
Tafeln auf meinen Grund stehen. Wenn schon, hätte ich 
erwartet, dass sie auf öffentlichem Grund aufgestellt 
werden  und  nicht  auf  meinem.  Es  gab  auch,  ich  weiß 
nicht  von  wem,  ich  vermute,  von  der  Gemeinde,  eine 
orange oder rote Markierung mit einem Strich und dem 
Wort  „Privat“  und  zwar  auf  dem  Gehsteig  vor  der 
Einfahrt.  Man  sieht  diese  Schrift  auch  auf  der 
Beil../C.
Das war schon vor dem Aufstellen der Tafeln, ich habe 
das nicht selbst hingeschrieben.
Auf  die  Frage,  ob  ich  dem  Anwalt  gegenüber  eine 
Vermutung  geäußert  habe,  wer  die  Tafeln  dort 
hingestellt hat: Es steht dort „Gemeinde Guntramsdorf,“ 
wer es aufgestellt hat, weiß ich natürlich nicht im 
Konkreten. Jetzt stehen die Tafeln nicht mehr so da, 
sie stehen jetzt auf dem Gehsteig. Ich weiß nicht, wann 
das passiert ist.
Auf  die  Frage,  wie  man  dort  einen  Monatsparkplatz 
mieten  kann:  Wir  haben  Schreiben  verschickt  in  der 
näheren  Umgebung,  dass  man  einen  Parkplatz  anmieten 
kann.
Wenn  mir  die  Beil../1  letztes  und  vorletztes  Blatt 
vorgehalten wird, so handelt es sich da nicht um ein 
Fenster, sondern um eine Werbetafel für Plakate, ich 
habe  dieses  Schild  „Privatparkplatz“  usw.  dort 
befestigt.
Es ist richtig, dass man hier nicht sehen kann, dass 
man  hier  einen  Parkplatz  mieten  kann.  Am  Parkplatz 
selbst  gibt  es  keine  Hinweise  darauf,  dass  man 
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Parkplätze  dort  mieten  kann.  Unmittelbar  bei  den 
Einfahrten befinden sich derartige Hinweisschilder, wie 
von mir aufgehängt an den Werbetafeln, nicht, es ist ja 
als Privatgrund erkennbar. Da ich nicht Eigentümer des 
Grundstückes  bin,  kann  ich  ja  auch  nicht  schon 
vorhandene  Tafeln  wie  das  „Parken  nur  für  Kunden“ 
entfernen.
Auf die Frage, wie viele Besitzstörungsfälle auf diesem 
Parkplatz seit meiner Anmietung passiert sind, so weiß 
ich  das  nicht,  es  gibt  mehrere  Gerichtsverfahren 
jedenfalls.  Ich  kann  nicht  sagen,  wie  viele 
Besitzstörungen es sind, ich habe sie nicht gezählt. 
Auch wenn ich weiß, dass eine Halteanfrage EUR 15,30 
kostet, kann ich nur schätzen, wie viele ich gemacht 
habe. Nach meiner Erinnerung sind es plus/minus 100, 
entweder ein höherer zweistelliger Betrag oder eben ein 
niedriger dreistelliger.
Ich weiß nicht, wie viele Besitzstörungsverfahren es 
gibt, wenn mein Anwalt nun sagt, 10 etwa, so wird dies 
stimmen.
Keine weiteren Fragen.

Der Zeuge Mag. Alexander WEBER gibt nach WE und 
Vorhalt § 321 ZPO unbeeidet vernommen an:

Geb. am 05.11.1977,
Adresse im Akt,
Angestellter der Beklagten.

Ich habe erstmals erfahren bei einer Besprechung 
zwischen  Bürgermeister  und  Amtsleiter  vor  ein  paar 
Monaten, dass der Parkplatz, wo der Zielpunkt war, der 
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in  Konkurs  ist,  von  wem  betrieben  wird,  der  ihn 
gemietet  hat  und  Besitzstörungen  bzw.  Strafzahlungen 
fordert. Es ist einerseits beim Bürgerservice einiges 
eingegangen  und  auch  mich  hat  man  einmal  angerufen 
diesbezüglich.
Es  wurde  dann  beschlossen,  dass  wir  auf  dem 
öffentlichen Grund ein Schild aufstellen und warnen. 
Wenn mir die Beil../A gezeigt wird, so handelt es sich 
um  ein  solches  Schild.  Es  wurden  zwei  Schilder 
aufgestellt und zwar eines direkt davor, das sieht man 
auf Beil../1, dem zweiten Blatt zwar am Gehsteig. Das 
zweite  wurde  etwas  weiter  weg  Richtung  Straße 
aufgestellt  und  man  sieht  die  Position  der  beiden 
Schilder auf den jeweils ersten Blättern der Beil../1 
und ../2. Ob die Schilder am selben Tag aufgestellt 
wurden, weiß ich nicht. Ich weiß nur von diesen beiden 
Plätzen. Wenn mir auf der Beil../2 die Ausfahrt hinten 
gezeigt wird, so wurde dort von der Gemeinde nichts 
aufgestellt.
Wenn mir die Beil../C gezeigt wird, so kann ich nicht 
örtlich erkennen, wo die Tafel steht. Einmal hat mir 
Herr TSCHÜRTZ erzählt, ich war in meinem Büro, dass er 
um 6.30 Uhr vom Bauhof verständigt wurde, dass unsere 
Schilder gestohlen wurden und die Steher der Schilder 
irgendwo anders hingestellt worden sind. Das hat man 
aber  dann  gleich  wieder  auf  unseren  Platz 
zurückgezogen, nämlich die Steher, und neue Schilder 
darauf montiert. Die Schilder selbst waren gestohlen. 
Wann das war, weiß ich nicht, das weiß ja sicher der 
Herr TSCHÜRTZ.
Es wurde schon damals, wie beschlossen wurde, eben die 
Steher  mit  den  Schildern  aufzustellen,  mit  Herrn 
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TSCHÜRTZ vereinbart, dass man jeden Tag kontrolliert 
und er hat es auch dem Bauhof weitergesagt. Es sollte 
kontrolliert werden, ob die Schilder noch da sind, dass 
das nicht jemand wegnimmt. 
Ich weiß auch noch, dass am Abend bevor eben um 6.30 
Uhr gemeldet wurde in der Früh am nächsten Tag, dass 
die Schilder weg sind, Herr TSCHÜRTZ beim Heimfahren 
das Schild noch gesehen hat und ebenso Herr BAUER am 
Abend.  Herr  BAUER  war  auch  derjenige,  der  dann  am 
nächsten Tag eben gemeldet hat, dass die Schilder weg 
sind.
Die Schilder sollten nicht weg sein, damit die Leute 
weiterhin  gewarnt  sind,  die  Bürger  haben  sich  wie 
gesagt aufgeregt.
Ich weiß nicht, wie viele genau sich gemeldet haben, es 
haben  sich  auch  welche  direkt  beim  Bürgermeister 
gemeldet, es waren jedenfalls einige.
Ich weiß, dass eine Zeit lang eine Schrift mit „Privat“ 
auf den Boden gesprüht war am Gehsteig, so weit ich 
weiß, war das aber nicht von der Gemeinde. Ich habe es 
nicht angewiesen. Ich bin stellvertretender Amtsleiter 
bei der Beklagten.
Soweit  ich  weiß  bzw.  mit  mir  hat  es  keinen  Kontakt 
gegeben  seitens  des  Klägers  vor  der  Einbringung  der 
Klage und des Antrages auf EV.
Auf  die  Frage,  ob  die  ersten  Seiten  der  Beil../1 
und ../2 vor oder nach Aufstellung der Schilder gemacht 
worden sind: Das weiß ich nicht, ich habe sie nicht 
gemacht. Ich kann auch nicht sagen, ob sie erst für 
dieses Verfahren hergestellt wurden.
Über Befragen, ob in der Gemeinderatsitzung am 6.7.2016 
gesprochen wurde über die Nutzung des Parkplatzes und 
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dass das Bestandsverhältnis aufgelöst sei oder nicht 
und ob man etwas darüber wisse:
Ich war eine Zeit lang auf Urlaub vor dem 20.7. Der 
Bürgermeister hat versucht mit dem Eigentümer der Eagle 
Estate  Kontakt  aufzunehmen  und  zu  fragen,  wie  das 
ausschaut und wie lange das noch laufen wird. Er hat es 
dann geschafft, mit diesem auszuverhandeln, dass die 
Gemeinde  einen  Parkplatz  ab  20.7.  zur  Verfügung 
gestellt bekommt, weil da auch das Weinfest beginnt und 
zwar hat es deshalb geklappt, weil – das wurde mir per 
E-Mail weitergeleitet – die Eagle geschrieben hat, dass 
der Pächter, der Kläger, nicht gezahlt hat und deshalb 
eine außerordentliche Auflösung des Pachtvertrages bis 
zum 20.7. ausgesprochen oder vereinbart wurde. Ich habe 
dann  mit  Herrn  TSCHÜRTZ  ausgemacht,  dass  er  schauen 
soll, ob am 20.7. diese Liegenschaft geräumt ist. Das 
hätte er daran erkennen können, dass diese A4-Zetteln 
mit  dem  Hinweis  auf  Privatparkplatz  eventuell  nicht 
mehr da sind. Dann hat der Bürgermeister am 20. auch 
ein  Schild  aufgestellt,  dass  es  sich  um  einen 
öffentlichen  Parkplatz  handelt  und  man  mit  voller 
Unterstützung der Eagle Estate dort parken darf. Die 
Eagle Estate hat dann am selben Tag am Nachmittag eine 
E-Mail geschrieben, dass es doch Streitigkeiten gebe, 
ob  das  Bestandsverhältnis  aufgelöst  worden  sei  oder 
nicht.  Dann  haben  wir  dieses  Schild  sofort  wieder 
entfernt.  Gleichzeitig  mit  dem  Wegstellen  dieser 
Erlaubnisschilder  hinsichtlich  des  Parkens  wie  es 
angedacht  war,  haben  wir  dann  die  jetzt 
gegenständlichen Schilder samt Stehern wieder an den 
Plätzen, die man auf den ersten Bildern der Beil../1 
und ../2 sieht, aufgestellt.
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Über Befragen des KV:
Ich  habe  die  Schilder  nicht  selbst  aufgestellt 

bzw. die Steher, ich habe des öfteren aber gesehen, wo 
sie stehen.
Wie gesagt war es einmal so, das Datum weiß ich nicht, 
dass jemand die Schilder mit dem Steher genommen haben 
muss offenbar in der Nacht, es einen Meter herüber- 
geschleppt hat und dann hat es offenbar wer auch immer 
vom  Kläger  fotografiert.  Nach  diesem  Wegzerren  und 
Abstellen muss jemand anderer vorbeigekommen sein und 
die Schilder gestohlen haben, wie es dann eben in der 
Früh entdeckt wurde. 
Wenn  ich  gefragt  werde,  wann  ich  das  erste  Mal  die 
Schilder wie auf Beil../1, Bild 2 stehen gesehen habe: 
Am ersten Tag, an dem sie aufgestellt worden sind. Ich 
kann aber nicht sagen, wann sie aufgestellt wurden. Wie 
gesagt weiß ich auch nicht mehr, wann dieser Vorfall 
von mir geschildert mit dem Wegzerren der Schilder war. 
Es hat Herr TSCHÜRTZ immer dokumentiert, fotografisch 
nämlich, dass die Schilder richtig stehen.
Auf die Frage, ob ich weiß, wann intern beschlossen 
wurde,  die  Schilder  anzubringen:  Wir  haben  vor  dem 
Beschließen  des  Aufstellens  schon  einmal  darüber 
gesprochen, ich kann aber einfach nichts sagen, was die 
Daten betrifft, die Chronologie ist so richtig, aber an 
Daten kann ich mich nicht erinnern.

Über Befragen des BV:
Der  Gemeinderat  ist  zuständig,  die 
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Verfahrensführungen im zivilgerichtlichen Verfahren zu 
beauftragen, wenn dies nicht eingeholt werden kann, ist 
dies nachträglich zu tun. In diesem Fall ist es sowieso 
obsolet,  weil  verklagt  werden  kann  ich  auch  ohne 
Gemeinderatsbeschluss.  Die  Bevollmächtigung  des 
Beklagtenvertreters  muss  der  Gemeinderat  nicht 
beschließen. Es gab keine Gemeinderatsitzung seit der 
Zustellung der Klage.
Keine weiteren Fragen.

Der  Zeuge  Thomas  TSCHÜRTZ  gibt  nach  WE  und 
Vorhalt § 321 ZPO unbeeidet vernommen an:

Geb. am 09.06.1986,
Adresse im Akt,
Angestellter der Beklagten.

Ich wurde von Mag. WEBER beauftragt, die Schilder 
zu entwerfen und die Tafeln vor Ort aufzustellen. Wir 
haben  mobile  Tafeln  genommen,  weil  die  fixen  auf 
Eigengrund stehen und daher nicht verwendbar waren. Wir 
haben dann extra darauf geachtet, dass die Tafeln auf 
öffentlichem Grund und nicht am ehemaligen Zielpunkt-
Parkplatz aufgestellt wurden.
Wenn mir die Beil../1 und ../2 gezeigt werden, so ist 
es so, dass das erste Blatt jeweils ich vor einigen 
Tagen  für  die  Vorbereitung  der  Verhandlung  erstellt 
habe  und  ich  habe  hier  die  Orte,  wo  die  Tafeln 
aufgestellt  wurden,  eingezeichnet;  auf  der  Beil../1 
sieht man die zuerst aufgestellte und auf der Beil../2 
die  danach  aufgestellte.  Es  handelt  sich  um  einen 
Plastikfuß  mit  einem  Gewicht  von  etwa  5  Kilo  und  2 
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Stehern und an jedem Steher war ein Schild befestigt, 
sodass man aus beiden Richtungen eben lesen konnte, was 
zu  lesen  war.  Also  wurde  nur  ein  solcher  Fuß 
aufgestellt, niemals zwei. Auf der Beil../1 sieht man 
den ersten Standort des Fußes, auf der Beil../2 den 
neuen, der sich ergab, weil eine Dame, die mit Rollator 
unterwegs war, meinte, dass sie dort nicht durchkommt. 
Bei der Ausfahrt hinten haben wir nichts hingestellt, 
weil dort sowieso ein „Einfahrt verboten“ Schild ist 
und so dachten wir, dass sich dort niemand hinstellen 
wird. Ich war beim Aufstellen selber dabei, ich glaube 
das war am Freitag den 24.6.
Ich habe die Kollegen vom Bauhof aus beauftragt, öfter 
zu schauen, ob die Tafeln nicht verstellt werden, was 
tagelang auch funktioniert hat. Es gibt einen Kollegen, 
der abends am Weg zu seiner Wohnung immer vorbeifährt 
und um 6.30 Uhr beginnt der Dienst, die Kollegen sind 
dann unterwegs.
Der Kollege, der am Abend eben gesehen hat, dass die 
Tafel  noch  da  ist,  hat  mich  aufgrund  meines 
Dienstbeginns erst um 7.00 Uhr angerufen am nächsten 
Tag und mir gesagt, dass der Steher auf dem Zielpunkt-
Grund steht und zwar nur mehr mit den Eisenstäben und 
ohne Tafeln. Es muss also in der Nacht passiert sein, 
dass jemand den Steher verschoben hat und die Tafeln 
entfernt  hat,  um  die  war  es  schade.  Die  letzte 
Kontrolle, das habe ich gefragt, war um 19.30 Uhr und 
dann eben in der Früh war es, wie er mir geschildert 
hat. Der Fuß ist nicht trennbar, man kann nicht das 
teilen  und  dann  zwei  Tafeln  und  bzw.  Aufstellsteher 
daraus machen.
Wenn ich gefragt werde vom BV, ob das gewesen sein kann 
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in der Nacht vom 29. auf den 30.6: Ja, es wird so 
gewesen  sein,  weil  ich  habe  das  Foto  von  den 
verstellten Stehern ohne Schild gemacht und das Foto 
stammt vom 30.6. Das Verstellen der Tafel aufgrund des 
Rollators weiter weg von der Fahrt war nach dem 30.6. 
schon mit den neuen Tafeln. Danach war die Tafel bis 
auf eben diese eine Nacht nicht mehr verstellt, außer 
eben von uns wegen des Rollators.
Wenn mir das Papier gezeigt wird mit „Privatparkplatz“, 
letzte Seite der Beil../2, so waren diese ursprünglich 
vorhanden auf den Postertafeln an der Wand. Am 20.7. 
waren diese Schilder nicht mehr da, wer sie entfernt 
hat,  weiß  ich  nicht.  Es  war  dies  der  Beginn  des 
Weinfestes.  Es  ist  damals  von  der  Chefetage  zu  mir 
gedrungen,  dass  ich  die  anderen  Schilder  aufstellen 
könnte, nämlich dass es ein öffentlicher Parkplatz ist. 
Der  Herr  Bügermeister  hat  mir  gesagt,  dass  ich  die 
Tafeln  aufstellen  kann  und  das  habe  ich  dann  auch 
gemacht. Ich habe sie am 20. um 16.00 Uhr aufgestellt 
und wurde um 8.00 Uhr in der Früh am 21. von Mag. WEBER 
beauftragt,  sie  zu  entfernen.  Ich  habe  nicht  weiter 
nachgefragt,  dachte  mir  nur,  dass  es  offenbar  ein 
Problem  gegeben  hat.  Es  gibt  bei  der  Einfahrt  eine 
gelbe  Bodenmarkierung  lautend  „Privatparkplatz“,  ich 
weiß  nicht,  wer  sie  gemacht  hat.  Über  Vorhalt  der 
Beil../C, 2. Seite: Man sieht hier den Anfang dieses 
Wortes, ich wüsste nicht, dass im Bereich des Übergangs 
vom  öffentlichen  Grund  auf  Privatgrund  eine  Linie 
gesprüht ist.

Über  Vorhalt  der  3.  Seite  der  Beil../C:  es 
handelt sich auf jeden Fall um unsere Tafel bei diesem 
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Fuß. Meiner Meinung nach ist das die Einbahntafel, das 
Bild kommt mir aber irgendwie gespiegelt vor. Bei der 
Ausfahrt  hat  glaube  ich  niemand  Privatparkplatz 
hingesprayt.  Ich  glaube,  dass  es  sich  dort,  wo  die 
Wiese ist, nicht um öffentlichen Grund handelt, weil 
dort in dieser Gegend rund um den Parkplatz gibt es 
keine Wiese auf dem öffentlichen Grund. Auf Beil../1 
Bild 2 sieht man eben diese Sache, die ich meine und 
insofern glaube ich eben, dass das Foto gespiegelt ist. 
Ob  auf  der  rechten  Seite  bei  der  Einfahrt  sich  ein 
Schild befindet, weiß ich nicht, ich glaube aber nicht. 
Rechts  ist  auch  so  eine  Wand  und  dann  gleich  die 
Schräge,  damit  man  behindertengerecht  das  benützen 
kann, rechts ist keine Wiese.

Über Befragen des KV:

Ich war damals vor Ort beim Aufstellen der Tafel 
und habe das beobachtet, es hat aber ein Mitarbeiter 
von mir die Tafel hingestellt physisch. Ich habe es 
dann  auch  kontrolliert.  Üblicherweise  machen  solche 
Arbeiten zwei Mitarbeiter von uns, es war aber einer 
auf Urlaub und deswegen wollte ich mitgehen, um bei 
Notwendigkeit zu helfen.
Wenn mir nunmehr vorgehalten wird vom Klagevertreter 
das vorletzte Bild der Beil../C und dass es sich dabei 
um ein Foto von hinten handle und zwar bei der Ausfahrt 
in die Liegenschaft hinein fotografiert, ob wir dort 
eine Tafel aufgestellt haben: Nein. Es war damals so, 
dass die Tafel bzw. eben der Fuß nicht mehr an dem 
Platz gestanden ist, sondern auf dem Parkplatz, aber im 
vorderen Bereich, nicht allzu weit weg vom öffentlichen 
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Grund und nicht im hinteren Bereich bei der Ausfahrt. 
Es  waren  die  Schilder  weg  und  deswegen  habe  ich 
angenommen, dass sie gestohlen worden sind. Es sind die 
Schilder nicht schwer zu entfernen, man muss nur zwei 
Klemmen aufschrauben.
Keine weiteren Fragen.

Es beantragt der Klagevertreter nunmehr doch die 
Durchführung eines Lokalaugenscheins zum Beweis dafür, 
dass das 3. Bild der Beil../C zeige, dass von 29.6. auf 
30.6. im hinteren Ausfahrtsbereich des Parkplatzes die 
Störungshandlung gesetzt wurde, weil auf diesem Bild 
ersichtlich sei ein orangener Strich, der die Grenze 
zum öffentlichen Grund markiere und dass das Foto nicht 
gespiegelt  sei,  sondern  zeige  aufgenommen  von  außen 
zeigend gegen die Fahrtrichtung von hinten die Tafel 
stehend auf dem Grundstück, das gemietet worden sei.

Der Beklagtenvertreter spricht sich dagegen aus, 
weil es irrelevant sei, weil auch der jetzige Zustand 
keine  Auskunft  darüber  geben  könne,  wer  den  Steher 
allenfalls auf die Liegenschaft des Klägers verbracht 
habe.  Dass  ein  Steher  sich  am  30.6.  auf  der 
Liegenschaft  des  Klägers  befunden  habe,  habe  das 
Beweisverfahren  ergeben  und  werde  ausdrücklich 
zugestanden.  Beibehalten  werde  aber  die  Bestreitung, 
dass die Beklagte dafür verantwortlich sei. 

Der Kläger gibt fortgesetzt an:

Ich habe die Fotos eben alle wie geschildert in 
dieser Nacht von 29. auf 30.6.2016 gemacht, es waren an 
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diesem Abend und auch schon davor 2 Steher vorhanden, 
der eine eben bei der Einfahrt und der andere bei der 
Ausfahrt, wobei eben an diesem Abend, wie ich die Fotos 
gemacht habe, beide Steher auf meinem Grund gestanden 
sind.
Keine weiteren Fragen.

B.
auf  Abweisung  des  Antrages  auf  Durchführung  eines 
Lokalaugenscheins.

Erörtert  wird  mit  den  Parteienvertretern  die 
weitere  Vorgangsweise  hinsichtlich  insbesondere  der 
behaupteten  fehlenden  Bevollmächtigung  des 
Beklagtenvertreters.

Der Beklagtenvertreter bringt dazu vor, dass nach 
§ 35 Ziff. 16 der Niederösterreichen Gemeindeordnung 
der Gemeinderat nur zuständig sei für die Einleitung 
oder  Fortsetzung  eines  Rechtsstreites,  dies  jedoch 
nicht  gelte  für  die  Abwehr  von  gerichtlich  geltend 
gemachten Ansprüchen, in eventu, wenn das Gericht davon 
ausgehen  würde,  dass  ein  Gemeinderatsbeschluss 
notwendig wäre, könne dieser nachgebracht werden, er 
ersuche jedoch um Einräumung einer angemessenen Frist, 
da der Gemeinderat erst im September wieder tage.

Der Klagevertreter wendet auch für den Fall, dass 
eine Verbesserung gewährt werde, die Mangelhaftigkeit 
des Verfahrens ein.

Beide  Parteienvertreter  behalten  sich  die 
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Erklärung vor hinsichtlich der Kostennoten des Gegners.

B.

Schluss der Verhandlung.

Die Entscheidungen ergehen schriftlich.

Ende: 14.00 Uhr
Dauer: 3 Stunden



Das  Bezirksgericht  Mödling  durch  die  Richterin  Mag.  Christiane  Schneider  fasst  nach 

öffentlicher mündlicher Streitverhandlung  in der

RECHTSSACHE:

Klagende Partei
Florian-Alexander Gilly  
Dr.-Theodor-Körner-Platz 11  
2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Mag. Dr. Florian LEGIT  
Wilhelm-Greil-Straße 14/2  
6020 Innsbruck
Tel: +43 664 1410215
Zeichen: FL-60/16

Beklagte Partei
Marktgemeinde Guntramsdorf  
Rathaus Viertel 1/1  
2353 Guntramsdorf

vertreten durch: 
Stanek Raidl Konlechner Rechtsanwälte 
OG  
Ferstelgasse 1/4  
1090 Wien
Tel: 890 99 16

Wegen: Besitzstörung - allgemeine Streitsache

I. den Beschluss:

1. Der Antrag der klagenden Partei auf Erlassung einer einstweiligen 

Vorkehrung, der beklagten Partei werde unter Androhung einer 

Geldstrafe verboten, auf dem KFZ-Abstellplatz der klagenden Partei mit 

der Grundstücksadresse Hauptstraße 22, 2353 Guntramsdorf 

(ehemaligerZielpunkt-Parkplatz), widerrechtlich und unerlaubt Steher 

mit dem Hinweisschild „ACHTUNG PRIVATPARKPLATZ – 

Widerrechtliche Benutzung hatte zuletzt Klagsandrohung und finanzielle  

Entschädigung zur Folge!“ oder ähnlichen Inhalten aufzustellen, wird 

abgewiesen.

2. Der Antrag auf Kostenseparation wird abgewiesen.

II. den Endbeschluss:
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1. Das Klagebegehren, es werde festgestellt, die beklagte Partei habe 

die klagende Partei dadurch am ruhigen Besitz gestört, dass auf dem 

KFZ-Abstellplatz der klagenden Partei mit der Grundstücksadresse 

Hauptstraße 22, 2353 Guntramsdorf (ehemaliger Zielpunkt-Parkplatz) 

widerrechtlich und unerlaubt am 29.6.2016 sowie am 1.7.2016 drei 

Steher mit dem Hinweisschild „ACHTUNG PRIVATPARKPLATZ – 

Widerrechtliche Benutzung hatte zuletzt Klagsandrohung und finanzielle  

Entschädigung zur Folge!“ abgestellt wurden, wird abgewiesen.

2. Das Klagebegehren, die beklagte Partei sei schuldig, den 

ursprünglichen Zustand wiederherzustellen und ab sofort jede weitere 

derartige wie im Punkt 1. dieses Endbeschlusses näher bezeichnete 

oder ähnliche Störung zu unterlassen, wird abgewiesen.

3. Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten Partei deren mit EUR 

629,64 bestimmte Prozesskosten (darin enthalten EUR 104,94 USt und 

EUR 2,10 Barauslagen) zu ersetzen. 

BEGRÜNDUNG:

Der Kläger begehrte mit seiner am 5.7.2016 eingebrachten Klage samt Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Verfügung  wie aus dem Spruch ersichtlich - er  konkretisierte 

nach  Erörterung  in  der  Verhandlung  seinen  als  Antrag  auf  Erlassung  einer  einstweiligen 

Verfügung  bezeichneten  Antrag  als  einen  solchen  auf  Erlassung  einer  einstweiligen 

Vorkehrung-  und brachte dazu im Wesentlichen vor, er sei Mieter des KFZ-Abstellplatzes mit 

der  Grundstücksadresse  Hauptstraße  22,  2353  Guntramsdorf  und  betreibe  auf  dieser 

Parkplatzanlage eine Parkraumbewirtschaftung. Die Anlage sei entsprechend gekennzeichnet 

beziehungsweise  gehe  dies  aus  den  Gesamtumständen  vor  Ort  eindeutig  hervor.  Im 

Zusammenhang  mit  dieser  Parkraumbewirtschaftung  gehe  der  Kläger  strikt,  aber 

rechtskonform gegen Besitzstörer auf der gegenständlichen Liegenschaft vor, da sich täglich 

unzählige Falschparker auf den Parkplatz stellten. Die Beklagte habe erstmals am 29.06.2016 

durch einen ihr zurechenbaren Erfüllungsgehilfen einen Steher in der Größe von 1,70 mal 

0,50 Meter direkt im Eingangsbereich der verfahrensgegenständlichen Parkplatzanlage ohne 

behördlichen Auftrag abstellen lassen.  Auf  diesem sei  ein Hinweisschild  mit  der Aufschrift 

„Marktgemeinde  Guntramsdorf“  und  folgendem  Text  montiert:  „ACHTUNG 

PRIVATPARKPLATZ  –  Widerrechtliche  Benutzung  hatte  zuletzt  Klagsandrohung  und  

finanzielle Entschädigung zur Folge!“  Am 1.7.2016 habe sich die Aktion mit  zwei  weiteren 

Stehern wiederholt  und die  Steher  befänden sich  nach wie  vor  auf  der  gegenständlichen 
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Parkplatzanlage. Die Wiederholungsgefahr sei damit gegeben. Zudem sei im Internet, konkret 

auf  Facebook,  ein  Bild  des  Hinweisschildes  mit  folgendem  Begleittext  verbreitet  worden: 

„Bürger wurden bereits abgezockt...“. Es  sei  evident,  dass  bei  derartigen 

Ankündigungen mögliche Kunden abgeschreckt würden und der Vorwurf einer unsachlichen 

Berufsausübung erweckt werde. Der Parktarif betrage EUR 8,00 pro Tag und EUR 60,00 pro 

Monat.  Bei einem Ausfall  von beispielsweise 10 Autos pro Tag beliefe sich ein finanzieller 

Verlust auf EUR 600,00 (gemeint wohl pro Tag). Da die Steher bereits seit 1.7.2016 vor Ort 

aufgestellt  worden seien,  ergebe sich ein durchschnittlicher finanzieller  Schaden von EUR 

2.400,00 allein bis zum Zeitpunkt der Klagseinbringung. Aufgrund der fortdauernden Störung 

liege die Gefahr eines unwiederbringlichen Schadens vor. Der Erlass des beantragten Verbots 

sei daher zur Sicherung der Rechtssphäre der klagenden Partei notwendig. 

Es habe der Bürgermeister der Beklagten angekündigt, trotz aufrechten Mietverhältnisses des 

Klägers ein Weinfest auf dem Parkplatz durchführen zu wollen. Zuletzt sei am 22.7.2016 auf 

der  gegenständlichen  Liegenschaft  ein  bis  in  die  Nachtstunden  dauerndes  Weinfest 

veranstaltet worden.

Es sei der Beklagtenvertreter nicht bevollmächtigt, da er keinen Nachweis vorgebracht habe, 

dass  die  Einlassung  in  das  gegenständliche  Verfahren  durch  einen  entsprechenden 

Gemeinderatsbeschluss gedeckt sei. Auf der Äußerung des Beklagtenvertreters befinde sich 

lediglich  ein  allgemeiner  Hinweis  auf  die  Bevollmächtigung  nach  der  RAO,  was  völlig 

unzureichend sei.

Die Beklagte bestritt vorerst in ihrer Äußerung vom 18.7.2016 und in der mündlichen 
Verhandlung vom 26.7.2016 und wandte ein sie habe das gegenständliche Hinweisschild 

auf  ihrem  eigenen  öffentlichen  Grund,  vor  der  vom  Kläger  gemieteten  Liegenschaft, 

aufgestellt. Im ersten Halbjahr 2016 seien mehrere Beschwerden von Bürgern der Beklagten 

an diese herangetragen worden, dass sie versehentlich auf der Liegenschaft geparkt hätten, 

da sie der Meinung gewesen seien, es handle sich um eine öffentliche Parkfläche. Sie seien 

dann  mit  erheblichen  finanziellen  Forderungen  und  der  Drohung  einer  sonstigen 

Besitzstörungsklage  konfrontiert  worden.  Diese  Bürger  hätten  angegeben,  dass  auf  der 

Parkfläche  nicht  ansatzweise  erkennbar  gewesen  sei,  dass  diese  keine  öffentliche 

Verkehrsfläche  sondern  eine  gebührenpflichtige,  private  Parkplatzanlage  sei.  Die 

Gemeindebürger hätten ausdrücklich das sofortige Einschreiten der Beklagten verlangt. Um 

weitere  Besitzstörungen  zu  verhindern,  habe  sich  die  Beklagte  zur  Aufstellung  des 

beziehungsweise der gegenständlichen Schilder entschlossen, was auch ganz offensichtlich 

im Interesse des Klägers erfolgt sei. Der Hinweis sei weder unrichtig, noch beeinträchtige er 

irgendein (zulässiges) Interesse des Klägers. 

Es  sei  weiters  kein  unwiederbringlicher  Schaden  zu  befürchten,  da  einerseits  bloß 
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behauptet  wird,  dass  dem Kläger  ein  Geldschaden  entstünde  und  andererseits  bestritten 

werde, dass der Kläger tatsächlich Tages- und Monatsparkerlaubnisse verkaufe.

Ferner  bestünde  keine  Wiederholungsgefahr,  da  der  Kläger  der  Eigentümerin  der 

Liegenschaft  den  geschuldeten  Bestandzins  nicht  bezahlt  habe  und  diese  daraufhin  die 

Beendigung des Bestandverhältnisses zum 20.07.2016 erklärt habe. 

Zum vom Kläger vorgebrachten Mangel der Prozessvollmacht wurde eingewendet, dass 

die einschreitende Rechtsanwaltsgesellschaft von der Gemeinde namens des Bürgermeisters 

zur  Abwehr  der  Klage  beauftragt  worden  sei.  Ein  Gemeinderatsbeschluss  sei  dazu  nicht 

notwendig.

Beweis wurde aufgenommen durch die Urkunden Foto des Hinweisschildes (Beil. ./A), 

Ausdruck des Facebook-Postings vom 29.6.2016 (Datum des Ausdrucks: 5.7.2016) (Beil. ./B), 

Fotos bei Nacht (Beil. ./C), Parkberechtigungskarten (Beil. ./D), Konvolut von Fotos und Plan 

zeigend den Parkplatz und das Hinweisschild in ursprünglicher Position (Beil. ./1),  Konvolut 

von  Fotos  und  Plan  zeigend  den  Parkplatz  und  das  Hinweisschild  in  späterer  Position 

(Beil. ./2), Plan und Satellitenbild der Liegenschaft des Parkplatzes (Beil. ./3), Eidesstättige 

Erklärung Mag. Alexander Weber vom 13.7.2016 (Beil. ./4), Eidesstättige Erklärung Thomas 

Tschürtz vom 13.7.2016 (Beil. ./5), die Zeugen Alexander Weber und Thomas Tschürtz sowie 

die Einvernahme des Klägers als Partei.

Danach steht folgender Sachverhalt fest: 

Die für  die Beklagte einschreitende Rechtsanwaltsgesellschaft  Stanek Raidl  Konlechner 

Rechtsanwälte  OG  wurde  dafür  vom  Bürgermeister  der  Beklagten  beauftragt  und 

bevollmächtigt.  Ein  diesbezüglicher  Gemeinderatsbeschluss  wurde  nicht  gefasst,  eine 

Gemeinderatssitzung fand seit der Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftsatzes samt 

Ladung zum Termin sowie Einräumung einer Äußerungsmöglichkeit binnen fünf Tagen durch 

Hinterlegung am 12.7.2016 bis zur mündlichen Verhandlung nicht statt.

Der Kläger mietete den KFZ-Abstellplatz (in Folge Parkplatz) auf dem Grundstück mit der 

Grundstücksadresse Hauptstraße 22, 2353 Guntramsdorf - auf diesem Grundstück befindet 

sich eine ehemalige Zielpunkt – Filiale, das Geschäftslokal ist aufgrund des Konkurses der 

Firma  Zielpunkt  geschlossen,  samt  Parkplatz  -  von  der  Eigentümerin  Eagle  Real  Estate 

GmbH.  Es  wurde  zwischen  den  Mietvertragsparteien  eine  Mietdauer  von  9.5.2016  bis 

31.8.2016  vereinbart.  Eine  Verlängerung  des  Mietvertrages  wurde  zumindest  vom  Kläger 

überlegt und nach Abschluss des Mietvertrages auch mit der Vermieterin besprochen. Konkret 

wurde  jedoch  nichts  vereinbart.  Den  Mietzins  bezahlte  der  Kläger  noch  nicht,  da  er  der 

Meinung ist, dass er diesen erst mit Ende des Mietverhältnisses zahlen müsse (Kläger AS 41). 

Es  kann  nicht  festgestellt  werden,  ob  seitens  der  Vermieterin  eine  Auflösungserklärung 
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hinsichtlich des befristeten Mietvertrages gegenüber dem Kläger abgegeben wurde.

Auf dem Parkplatz befinden sich etwa 18 mit Bodenmarkierung eingezeichnete Stellplätze. 

Der Parkplatz – eine Einbahn - ist über eine offene Einfahrt von einer öffentlichen Straße zu 

erreichen. Gegenüber der Einfahrt, auf der anderen Seite des Parkplatzes, befindet sich eine 

ebenfalls  offene Ausfahrt  auf  die ebenfalls  öffentliche Raiffeisenstraße.  Auf  dem Parkplatz 

selbst befindet sich links neben der Einfahrt neben einem Einbahnschild ein Steher mit einem 

Schild mit der Aufschrift „P NUR FÜR KUNDEN“, das nicht vom Kläger, sondern noch von der 

Firma Zielpunkt stammt. Am Boden vor der Einfahrt ist auf öffentlichem Grund mit oranger 

Farbe  „PRIVAT“  aufgesprüht.  Von  wem  dieser  Schriftzug  stammt,  kann  nicht  festgestellt 

werden. An der rechten Längsseite in Ein- und Ausfahrtrichtung grenzt der Parkplatz direkt an 

das  Gebäude  des  ehemaligen  Zielpunkt-Supermarktes.  Auf  der  Wand  dieses  Gebäudes 

befinden sich fünf Plakatwände, wovon drei leer sind. Auf zweien dieser leeren Plakatwände 

brachte der Kläger je einen A4-Zettel mit folgender Aufschrift an: 

„PRIVATPARKPLATZ 

Halten und Parken nur für Berechtigte! 

Bei Nichtbeachtung erfolgt Besitzstörungsklage

Benützung auf eigene Gefahr – es gilt die StVO!“

Darüber  hinausgehend,  insbesondere  bei  der  Einfahrt,  wurden  vom  Kläger  keinerlei 

Hinweise angebracht, dass es sich bei dem Parkplatz um einen privaten handelt oder dass er 

der Mieter desselben ist. Er brachte auch keine Hinweise oder Informationen darüber an, dass 

die Möglichkeit besteht, einen dieser Stellplätze gegen Entgelt zu mieten.

Die Örtlichkeit stellt sich im Detail dar wie aus dem zweiten Blatt der Beilage./2, dass diesem 

Endbeschluss angeschlossen einen integrierten Bestandteil der Feststellungen bildet.

Ob der  Kläger  auf  diesem Parkplatz  eine Parkraumbewirtschaftung betreibt,  Parkplätze 

monats- oder tageweise gegen Entgelt und in welcher Höhe tatsächlich vermietet und, falls 

dies der Fall ist, in welchem Ausmaß dies stattfindet, kann nicht festgestellt werden. Dieser 

Parkplatz war der erste von sechs oder sieben Parkplätzen, die der Kläger anmietete und auf 

denen ein ähnlicher Art  vorgeht.  Der Kläger betreibt  auch einen Botendienst  und verkauft 

vergünstigte Parkkarten für den Flughafen Wien über das Internet.

Im Zeitraum seit der Anmietung des Parkplatzes durch den Kläger bis zur Klagseinbringung 

stellten regelmäßig in nicht feststellbarer Anzahl dazu nicht berechtigte Autofahrer ihr KFZ auf 

dem Parkplatz ab. Diese „Falschparker“ erhielten vom Kläger oder seinen Angestellten ein 

Schreiben,  in  dem ihnen eine Besitzstörungsklage angedroht  wurde,  sofern sie nicht  eine 

(Entschädigungs-)Zahlung von EUR 200,- leisteten. Derartige Besitzstörungsklagen wurden - 

bei Nichtzahlung - auch eingebracht.

14 C 470/16 v 

5 von 13



Bei  der  Beklagten  gingen  aufgrund  dessen  im  Laufe  dieser  Zeit  eine  Vielzahl  von 

Beschwerden ein.  Bürger der Beklagten,  die auf  dem klagsgegenständlichen Parkplatz ihr 

KFZ abgestellt hatten, da sie – wie sie behaupteten – mangels Erkennbarkeit  nicht gewusst 

hatten, dass es sich hierbei um keinen öffentlichen Parkplatz handelte, beschwerten sich über 

die vom Kläger angedrohten Besitzstörungsklagen und begehrten Entschädigungszahlungen; 

einige  dieser  Bürger  forderten  die  Beklagte  auf,  diesbezüglich  tätig  zu  werden.  Auch  im 

Internet/Facebook gab es Fotos der Tafel sowie eine Diskussion diesbezüglich, in der von 

Personen, hinsichtlich der nicht festgestellt  werden kann, dass sie Beklagten zuzurechnen 

sind, auch von „Abzocken“ gesprochen wurde (Beilage./B).

Bei einer Besprechung des Bürgermeisters und des Amtsleiters der Beklagten wurde daher 

beschlossen, auf dem öffentlichen Grund vor der Einfahrt zu dem Parkplatz  - nicht jedoch bei 

der Ausfahrt, da es sich um eine Einbahn handelte – eine Tafel aufzustellen, um Autofahrer 

darauf aufmerksam zu machen, dass es sich um einen privaten Parkplatz handelt.

Am Freitag, den 24.6.2016, stellten zwei Bedienstete der Beklagten die gegenständliche 

Tafel - im Detail auch ersichtlich auf der zweiten Seite der Beilage./2  - auf, die bestand aus 

einem etwa 5 Kilo  schweren Plastikfuß mit  zwei  darin  befestigten Stehern sowie  auf  den 

beiden Stehern befestigten Schildern, wobei eines zum Parkplatz hin und das andere zur 

Straße hin zeigte, sodass man es vor der Einfahrt in den Parkplatz lesen konnte. 

Auf den Schildern befand sich je folgende Aufschrift :

„Information der Marktgemeinde Guntramsdorf

ACHTUNG 

PRIVATPARKPLATZ!

Widerrechtliche Benutzung hatte 

zuletzt Klagsandrohung und 

finanzielle Entschädigung zur Folge.“ (Beil. ./A)

Diese  händisch  verschiebbare  Tafel  wurde  am  gemeindeeigenen  öffentlichen  Grund 

aufgestellt und zwar direkt an die Grundstücksgrenze zum Parkplatz, auf dem Gehsteig direkt 

links neben der Einfahrt zum klagsgegenständlichen Parkplatz. Es achteten die Bediensteten 

der  Beklagten  genau  darauf,  dass  sich  die  Tafel  vollständig  auf  öffentlichem  Grund  der 

Beklagten befand und nicht auf dem vom Kläger gemieteten Grund. Die Beklagte wies einen 

ihrer Bediensteten, Tschürtz, an, die Tafel täglich auch auf ihren Standort hin zu kontrollieren, 

Tschürtz informierte darüber auch die Mitarbeiter des Bauhofs der Beklagten. Diese Kontrollen 

durch  Beklagtenmitarbeiter  erfolgten  in  Folge  auch  täglich,  auch  am 29.6.2016.  Auch  an 
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diesem Abend um 19.30 Uhr befand sich die Tafel noch am aufgestellten Ort.

In  der  Nacht  vom  29.6.2016  auf  den  30.6.2016  wurde  die  Tafel  auf  den  vom  Kläger 

gemieteten Grund gezogen und später die Schilder von den Stehern entfernt und gestohlen. 

Wer diese Veränderungen vornahm, ist nicht feststellbar, jedenfalls erfolgte es jedenfalls nicht 

auf  Anweisung  oder  im  Auftrag  oder  mit  Wissen  und  Willen  der  Beklagten  oder  deren 

Mitarbeiter oder sonst ihr Zurechenbare.

In dieser selben Nacht begab sich der Kläger auf den klagsgegenständlichen Parkplatz und 

fotografierte  gegen  Mitternacht  die  Tafel  -  und  zwar  nachdem  diese  auf  den  von  ihm in 

Bestand genommenen Parkplatz  gezogen worden  war,  jedoch  vor  Entfernung  der  beiden 

Schilder (Beil. ./C). Der Kläger hatte die Tafel davor noch nie wahrgenommen.

Am 30.6.2016 am Morgen fiel einem Mitarbeiter des Bauhofs, Herrn Bauer, auf, dass die 

Tafel ohne Schilder falsch, nämlich auf dem Zielpunkt-Parkplatz stand und teilte dies um 7:00 

Uhr - Dienstbeginn von Tschürtz - Tschürtz mit. Dieser fertigte Fotos an, platzierte mit einem 

weiteren Bediensteten der Beklagten den Fuß wieder auf dem vor dem Parkplatz befindlichen 

Gehsteig und montierte  neue Schilder auf den beiden Metallstehern. Ein paar Tage später 

wurde die Tafel aufgrund der Bitte einer Bürgerin, die einen Rollator benutzt, am öffentlichen 

Grund von der Grundstücksgrenze zum Parkplatz direkt links von der Einfahrt dort neben die 

äußere Kante des Gehsteiges gerückt. Es wurde niemals eine zweite Tafel von der Beklagten 

aufgestellt.

Da ab dem 20.7.2016 im Ort  der Beklagten das Weinfest  stattfand,  hatte die Beklagte 

Interesse daran, den klagsgegenständlichen Parkplatz zu benützen. Der Bürgermeister der 

Beklagten hatte daher mit der Vermieterin der Parkplatzanlage, der Eagle Real Estate GmbH, 

Kontakt aufgenommen. Die Eagle Real Estate GmbH gestattete dem Bürgermeister, dass die 

Beklagte ab 20.7.2016 den klagsgegenständlichen Parkplatz benützen könne und teilte ihm 

mit, dass  der Kläger den Bestandzins nicht gezahlt habe und deshalb eine außerordentliche 

Auflösung des Pachtvertrages bis zum 20.7.2016 ausgesprochen oder vereinbart worden sei . 

Darauf wurde von einem Bediensteten der Beklagten auf Anweisung des Bürgermeisters der 

Beklagten am 20.7.2016 gegen 16:00 Uhr ein Schild auf dem Parkplatz aufgestellt, dem die 

Information zu entnehmen war, dass es sich um einen öffentlichen Parkplatz handle, auf dem 

geparkt werden könne, und die klagsgegenständlicher Tafel entfernt. Es kann nicht festgestellt 

werden,  dass  es  auf  YouTube ein  Video  gibt,  in  dem der  Bürgermeister  ankündigt,  trotz 

aufrechten  Mietverhältnisses  ein  Weinfest  auf  diesem  Parkplatz  durchführen  zu  wollen. 

Danach am selben Tages erhielt die Beklagte ein E-Mail von der Bestandgeberin, in der sie 

mitteilte, dass es doch Streitigkeiten bezüglich der Auflösung des Bestandsverhältnisses gab. 

Daher  wurde  in  der  Früh  am  nächsten  Tag  aufgrund  Anweisung  um  acht  Uhr  das 

Informationsschild  von  Bediensteten  der  Beklagten  wieder  entfernt.  Zeitgleich  mit  dem 
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Entfernen  der  Erlaubnisschilder  wurden  die  klagsgegenständliche  Tafel  wieder  auf  dem 

Gehsteig  vor  dem  Parkplatz  aufgestellt.  Dass  am  20.7.2016  oder  22.7.2016  von  der 

Beklagten ein Weinfest auf dem Parkplatz veranstaltet wurde, kann nicht festgestellt werden.

Der festgestellte Sachverhalt gründet auf nachfolgender Beweiswürdigung:

Die  Feststellungen  zur  Bevollmächtigung  und  zum  fehlenden  Gemeinderatsbeschluss 

beruhen auf der Aussage des Zeugen Weber, der keine anderen Beweisergebnisse entgegen 

standen und die auch dem Tatsachenvorbringen des Klägers entspricht.. 

Die  Feststellungen  zum  befristeten  Bestandverhältnis  des  Klägers  mit  der  Eagle  Real 

Estate GmbH gründen auf der Aussage des Klägers. Zur angedachten Verlängerung und der 

erfolgten Auflösung gab es keine weiteren Beweisergebnisse als die Aussage des Klägers. 

Aus den unten angeführten Gründen wirkte dieser auf das Gericht allerdings nicht besonders 

glaubwürdig.

Die Gegebenheiten auf  dem Parkplatz  vor  Aufstellung der  Schilder  durch die  Beklagte 

waren im wesentlichen unstrittig, die diesbezüglichen Feststellungen gründen auf den Fotos 

Beilagen ./1 und ./2 sowie auch Beilage ./C.

Die Negativfeststellung zur Parkraumbewirtschaftung des Klägers gründet auf der extrem 

dürftigen  Beweislage  diesbezüglich.  Als  Beweis  für  die  vorgebrachte 

Parkraumbewirtschaftung  wurden  lediglich  die  Aussage  des  Klägers  sowie  zwei 

„Parkberechtigungskarten“ (Beilage ./D) angeboten. Die Aussage des Klägers war dabei alles 

andere als überzeugend. So konnte der Kläger weder sagen, wie viele Parkplätze vermietet 

sind noch wie viele Kunden er hat noch wie viel er mit diesem Geschäftsmodell bis dahin 

eingenommen hatte - auch auf neuerliche Nachfrage des Gerichtes konnte er nicht einmal 

ungefähre  Werte  nennen.  Im  Hinblick  darauf,  dass  ein  behaupteter  Schaden  durch 

Kundenentgang (ua) Gegenstand des Verfahrens war, konnte diese dürftige Aussage nicht als 

bloße Erinnerungsschwäche gewertet werden. Es wäre zu erwarten, dass jemand, der eine 

Parkraumbewirtschaftung  im  vom  Kläger  behaupteten  Ausmaß  ernsthaft  betreibt, 

diesbezüglich zumindest gewisse Erinnerungen hat. Die ungenaue Aussage des Klägers lässt 

am Betrieb  einer  solchen  Parkraumbewirtschaftung  massiv  Zweifel.  Auch  die  vorgelegten 

„Parkberechtigungskarten“ mit  Aufdruck „Gültig bis:  31.8.2016“ (Beilage ./D) konnten diese 

Zweifel nicht ausräumen. Weder dient die Vorlage von lediglich zwei Parkberechtigungskarten 

zum Beweis einer wirtschaftlich irgendwie relevanten Parkraumbewirtschaftung - ein Preis ist 

ebenso wenig ersichtlich wie der Grund der Berechtigung - noch konnte der Kläger erklären, 

weshalb sich die Parkberechtigungskarten nicht bei den Berechtigten befinden, wenn sie doch 

bis  31.8.2016  gültig  seien.  Im  übrigen  war  nur  eine  der  beiden  Karten  für  den 

gegenständlichen Parkplatz. Erschwerend kam hinzu, dass nicht verständlich war, weshalb 
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die behauptete Möglichkeit  der Anmietung von Parkplätzen auf dem Parkplatz selbst nicht 

angezeigt beziehungsweise sogar beworben war – dies schien aus unternehmerischer Sicht 

nicht  nachvollziehbar.  Im  Hinblick  auf  all  dies  konnte  das  Gericht  die  vorgebrachte 

Parkraumbewirtschaftung nicht feststellen.

Der Kläger machte auch aus diesen Gründen ebenso wie aus den folgenden einen nicht so 

glaubhaften Eindruck auf das Gericht wie die Zeugen. In seiner Klage brachte der Kläger vor, 

dass die Beklagte am 29. 6. einen Steher aufgestellt habe und am 1.7. zwei weitere Steher, in 

seiner Aussage sprach er von zwei Stehern am 29. und konnte nicht sagen, ob nach diesem 

Tag noch mehr Tafeln dazugekommen seien. Auch das unterstützte seine Glaubwürdigkeit 

nicht.  Ihm wurde daher nicht  geglaubt,  dass es sich um zwei  Tafeln handelte.  Selbst  der 

Kläger konnte aber auch keine Angaben dazu  machen, wer die Tafel auf sein Grundstück 

gestellt hatte. Dass es sich um eine Tafel im Eigentum der Beklagten handelt, lässt noch in 

keiner Weise den Schluss zu, dass der Beklagten zuzurechnende sie auf das Grundstück 

stellten. Auch sagte der Kläger nur aus, dass er auf YouTube ein Video gesehen habe, wo im 

Gemeinderat besprochen werde, dass sein Parkplatz gemietet werden solle für das Weinfest, 

er  sagte  aber  nicht  aus,  dass  dies  wie  vorgebracht  trotz  aufrechten  Mietverhältnisses 

durchgeführt werden solle. Ebenso gab der Kläger vorerst an, dass er die Tafeln erstmalig 

gesehen habe zu dem Zeitpunkt, zu dem er die Fotos dann gemacht habe (AS 43), also in der 

Nacht vom 29. auf 30. Juni, andererseits sagte er aus, dass auch schon davor zwei Steher 

vorhanden gewesen sein (AS 56), was er nach seiner ersten Aussage gar nicht wissen kann.

Die  Feststellungen  zu  den  „Falschparkern“,  Entgeltforderungen  und  den  angedrohten 

Besitzstörungsklagen beruhen auf dem Gerichtsbekannten. 

Die  Zeugen  Weber  und  Tschürtz  machten  auf  das  Gericht  hingegen  einen  persönlich 

äußerst  glaubwürdigen  Eindruck;  ihre  Aussagen  stimmten,  soweit  sie  von  den  Tatsachen 

jeweils Wahrnehmungen machen konnten, auch größtenteils überein. Ihr Naheverhältnis zur 

Beklagten durch ihre Beschäftigung bei dieser trübte den guten Eindruck, den die beiden auf 

das Gericht  machten,  nicht.  Sie machten einen ehrlichen und um die Wahrheit  bemühten 

Eindruck. Soweit sie zu Tatsachen aussagen konnten, beruhen die Feststellungen auf ihrer 

Aussage, so etwa zu den Beschwerden der Bürger der Beklagten und dem darauf folgenden 

Entschluss  der  Beklagten  zum  Aufstellen  der  Tafel,  zum  Aufstellen  selbst,  der  täglichen 

Kontrolle sowie zum Verrücken der Tafel und Entfernen der Schilder in der Nacht vom 29.6. 

auf  den 30.6.  Dass diese Verrückung der Schilder von der Beklagten angewiesen wurde, 

konnte  schon  deshalb  nicht  festgestellt  werden,  da  diesbezüglich  keinerlei  Beweismittel 

vorlagen – auch der Kläger konnte in seiner Aussage lediglich eine diesbezügliche Vermutung 

aufstellen.  Es ist nicht einmal ein Interesse der Beklagten an der Verrückung ersichtlich. Eine 

Unterstellung derart sinnwidrigen Verhaltens  der Beklagten konnte daher nicht erfolgen. 
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Der  Aussage  des Zeugen Tschürtz  wurde auch  dazu  gefolgt,  dass  lediglich  eine Tafel 

seitens der Beklagten aufgestellt wurde. Er schilderte glaubhaft, wie es zur Herstellung dieser 

Tafel kam und dass es nur eine war. Der Zeuge Weber sprach zwar von zwei aufgestellten 

Schildern, da der Zeuge Tschürtz jedoch eine Tafel aufstellte mit den zwei Schildern wurde 

ihm geglaubt.  Weber  dürfte  sich  insofern  geirrt  haben  Dem Kläger  wurde  aus  den  oben 

angeführten Gründen nicht geglaubt, dass er bei der Ausfahrt eine andere Tafel fotografierte in 

der gegenständlichen Nacht. Im übrigen ist es ohnehin nicht relevant, ob ein oder mehrere 

Schilder auf dem öffentlichen Grund abgestellt wurden bzw. auch auf dem Grund des Klägers, 

aber nicht durch die Beklagte.

Die Feststellungen zum Weinfest und zu den Gesprächen seitens der Beklagten mit der 

Eagle  Real  Estate  GmbH  gründen  auf  der  glaubwürdigen  und  schlüssigen  Aussage  des 

Zeugen Weber.

Der  Antrag  auf  Durchführung  eines  Lokalaugenscheins  war  abzuweisen,  da  der 

Lokalaugenschein zum Beweis dafür, dass das 3.  Bild der Beilage ./C zeige, dass vom 29. 

Juni auf 30. Juni im hinteren Ausfahrtsbereich des Parkplatzes die Störungshandlung gesetzt 

worden sei, nicht geeignet ist, da der Lokalaugenschein nur die Örtlichkeit im Zeitpunkt der 

Durchführung zeigen kann und keinen Rückschluss auf die Zustände Wochen davor zulässt. 

Im übrigen ließe sich auch aus dem Lokalaugenschein nicht gewinnen, wer  die Tafel an den 

auf dem Foto ersichtlichen Ort gestellt hatte. Dass sich wie festgestellt in dieser Nacht eine 

Tafel auf der vom Kläger gemieteten Liegenschaft befunden hatte, wurde von der Beklagten 

ohnehin zugestanden.

Rechtlich war zu erwägen:

Zum Einwand der mangelnden Prozessvollmacht:

Gemäß § 35 Z 16 NöGemeindeO sind dem Gemeinderat die Einleitung oder Fortsetzung 

eines  Rechtsstreites,  der  Abschluss  aller  Arten  von  Vergleichen,  Verzichten  und 

Anerkenntnissen,  sofern  es  sich  nicht  um  Rechtsmittel  in  verwaltungsrechtlichen 

Angelegenheiten handelt, zur selbständigen Erledigung vorbehalten. Nach dem Wortlaut sind 

dabei ausdrücklich nicht Abwehrhandlungen in einem Rechtsstreit  erfasst.  Für die von der 

Beklagten getätigte Abwehr gegen die gegenständliche Besitzstörungsklage und den Antrag 

auf  Erlassung  einstweiliger  Vorkehrungen  bedurfte  es  daher  keines 

Gemeinderatsbeschlusses. Die Bevollmächtigung durch den Bürgermeister als gesetzlichen 

Vertreter der Gemeinde war ausreichend und wirksam (§ 38 NöGemeindeO). Aus der vom 

Kläger zitierten Entscheidung  6 Ob 7/13t ergibt sich nichts Gegenteiliges. Die Berufung der 

Beklagtenvertreterin auf die erteilte Vollmacht ist daher völlig ausreichend

Zu  I.  2. :  Eine  Kostenseparation,  weil,  obwohl  aus  vom  Kläger  vorgelegten  Urkunden 
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hervorgehe,  dass  sein  Vorbringen  richtig  sei,  vom  Gegner  Zeugen  zum  Beweis  des 

Gegenteils  beantragt  werden,  ist  in  der ZPO nicht  vorgesehen.  Schon die Ablehnung,  die 

beantragten  Zeugen  anzuhören,  würde  vielmehr  eine  vorgreifende  Beweiswürdigung 

bedeuten.

Zu II. : Gemäß § 339 ABGB ist niemand befugt, den Besitz eines anderen eigenmächtig zu 

stören. Unter Besitzstörung versteht man jede tatsächliche Beeinträchtigung der Herrschaft, 

wie  sie  beim  Sachbesitz  eine  Verletzung  des  Eigentums  und  beim  Rechtsbesitz  eine 

Verletzung des besessenen Rechts bedeuten würde (Spielbüchler in Rummel, ABGB³ § 339 

ABGB, Rz 2). Der Kläger ist als Bestandnehmer Rechtsbesitzer an dem Bestandrecht an der 

gegenständlichen Parkplatzanlage. 

Die Besitzstörung setzt sowohl einen tatsächlichen Eingriff als auch einen wirklichen oder 

möglichen  Nachteil  für  den  gestörten  Besitzer  voraus.  Besitzstörung  ist  demnach  jedes 

Verhalten,  das  für  den  Besitzer  den  nach  dem  bisherigen  Besitzstand  ihm  zugehörigen 

Gebrauch  einer  Sache  oder  eines  Rechtes  durch  tatsächlichen  Eingriff  verhindert  oder 

erschwert (Schwimann/Kodek, ABGB Praxiskommentar4, § 339 Rz 27). 

Nach den Feststellungen stellte niemand, der der Beklagten zuzurechnen war, den Fuß samt 

Steher samt Schild auf das im Rechtsbesitz des Klägers befindliche Grundstück. Eine Störung 

des Besitzes des Klägers durch die Beklagte liegt daher nicht vor.

Das  Aufstellen  auf  öffentlichem  Grund vor  dem  vom  Kläger  in  Bestand  genommenen 

Parkplatz ist im übrigen auch nicht geeignet, den Gebrauch des Bestandrechtes des Klägers 

zu  verhindern  oder  zu  erschweren.  Weder  verstellt  die  Tafel  in  einer  der  festgestellten 

Positionen  die  Zufahrt  zum  Parkplatz  noch  ist  der  darauf  abgedruckte  Hinweis  geeignet 

potentielle  Kunden fernzuhalten (siehe dazu Erörterung unter  I.1.).  Ganz im Gegenteil  ist 

sogar zu erwarten, dass die aufgestellte Hinweistafel den Besitz des Klägers vor zukünftigen 

Störern schützen wird. Es unterscheidet sich der Inhalt der Schilder auch nicht grundlegend 

von den vom Kläger selbst an den Plakatwänden neben dem Parkplatz befestigten Hinweis-

Zetteln.  Das  Schild  der  Beklagten  ist  lediglich  besser  sicht-  und  lesbar.  Ein  Aufstellen 

derartiger  Hinweistafeln  auf  öffentlichem  Grund  kann  daher  keineswegs  eine 

Störungshandlung  im Sinne  des  §  339  ABGB darstellen.  Es  war  daher  spruchgemäß zu 

entscheiden.

Zu I. 1. :  Gemäß § 458 ZPO kann im Verfahren über die Besitzstörungsklage - also bis zur 

Rechtskraft des Endbeschlusses - die Anwendung einer oder mehrerer der im Gesetz über 

das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren  zugelassenen  einstweiligen  Vorkehrungen 

angeordnet  werden,  sofern  dies  zur  Abwendung  der  dringenden  Gefahr  widerrechtlicher 

Beschädigung,  zur  Verhütung  von  Gewalttätigkeiten  oder  zur  Hintanhaltung  eines 
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unwiederbringlichen Schadens nötig erscheint. Funktionell ist die einstweilige Vorkehrung ein 

Sonderfall der einstweiligen Verfügung nach § 381 Z 2 EO. Während des Verfahrens auf § 

381 EO gestützte Anträge auf Erlassung einstweilige Verfügungen deutet die Rechtsprechung 

in solche nach § 458 um (vergleiche Fucik in Rechberger § 458 Rz 2).

Ein  Schaden  ist  dann  unwiederbringlich,  wenn  ein  Nachteil  an  Vermögen,  Rechten  oder 

Personen eingetreten und wenn die Zurückversetzung in den vorigen Zustand nicht tunlich ist 

und  Schadenersatz  entweder  nicht  geleistet  werden  kann  (Zahlungsunfähigkeit  des 

Beschädigers) oder die Leistung des Geldersatzes dem angerichteten Schaden nicht völlig 

adäquat ist (RIS-Justiz RS0005270). 

Der Kläger selbst geht in seinem Vorbringen primär von einem finanziellen Schaden aus 

und es gibt keinerlei Hinweise darauf bzw. wird auch nicht behauptet, dass gegebenenfalls 

Schadenersatz durch die Beklagte nicht geleistet werden könne. Überdies konnte mangels 

diesbezüglicher Aussagen des Klägers auch nicht festgestellt  werden, in welcher Höhe mit 

einem Schaden gegebenenfalls zu rechnen sei.

Vorgebracht wurde auch eine mögliche Schädigung des wirtschaftlichen Rufs des Klägers 

im Sinne des § 1330 Abs. 2 ABGB. Eine solche ist jedoch ebenfalls nicht zu befürchten. Der 

Inhalt der von der Beklagten angebrachten Hinweisschilder entspricht der Wahrheit, was der 

Kläger auch nicht bestritt. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern ein Hinweis, der lediglich auf das 

tatsächliche  und  grundsätzlich  rechtskonforme  Verhalten  des  Klägers  hinweist,  eine 

Schädigung dessen wirtschaftlichen Rufes bewirken sollte.  Potentielle Kunden des Klägers 

haben – ebenso wie der Kläger selbst – ein Interesse daran, dass unberechtigte Personen 

vom Parken auf der Parkplatzanlage des Klägers abgehalten werden. Das allein war bzw. ist 

Zweck des aufgestellten Hinweisschildes. Bezüglich des vom Kläger in seinem Vorbringen 

erwähnten Facebook-Postings ist nicht klar, von wem dieses online gestellt wurde und ob der 

für das Posting Verantwortliche der Beklagten gegebenenfalls zurechenbar wäre. Der Kläger 

bringt dazu nichts vor und eine etwaige Entfernung des Postings ist überdies auch nicht Inhalt 

des Begehrens. Diesbezügliche Erörterungen können daher unterbleiben.

Der Kläger beruft sich in seinem Vorbringen außerdem auf § 381 Z 1 EO. Gemäß § 381 Z 

1  EO können  einstweilige  Verfügungen  zur  Sicherung  von  Ansprüchen  getroffen  werden, 

wenn  zu  besorgen  ist,  dass  sonst  die  gerichtliche  Verfolgung  oder  Verwirklichung  des 

fraglichen Anspruches, insbesondere durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes, 

vereitelt oder erheblich erschwert würde. Es ist nicht ersichtlich, weshalb das Stehenlassen 

des gegenständlichen Hinweisschildes die Verfolgung der damit verbundenen, behaupteten 

Besitzstörung  in  irgendeiner  Weise  erschweren  sollte.  Der  Kläger  blieb  diesbezüglich  ein 

Vorbringen schuldig.
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Die Voraussetzungen für die Erlassung der beantragten einstweiligen Vorkehrung liegen 

also  aufgrund  der  nicht  ausreichenden  Behauptung  und  Bescheinigung  eines  drohenden 

unwiederbringlichen Schadens schon nicht  vor.  Der  Antrag war  daher und vor  allem aber 

mangels Besitzstörung durch die Beklagte abzuweisen.

Die  Kosten  für  die  erfolgreiche  Bekämpfung  eines  Antrags  auf  Erlassung  einer 

einstweiligen Verfügung können gemäß § 52 ZPO sofort bestimmt werden und sind von der 

gefährdeten Partei zu ersetzen (RIS-Justiz RS0002397). Auch im Besitzstörungsverfahrens 

selbst obsiegte die Beklagte zur Gänze. 

Die Kostenentscheidung beruht daher insgesamt auf § 41 ZPO. 

Der vertretene Kläger erhob keine Einwendungen gegen das – richtige - Kostenverzeichnis 

der Beklagten, sodass dieses gemäß § 54 Abs. 1a der Entscheidung zugrunde zu legen war.

Bezirksgericht Mödling, Abteilung 7
Mödling, 24. August 2016
Mag. Christiane SCHNEIDER, Richterin

Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG
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Zahl:  Bearbeiter:  Datum:  
29260-1/2016 Ing. W/Val 22.09.2016 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Guntramsdorf beschließt in seiner Sitzung 
am 22.09.2016, TOP …., (nach Erörterung der eingelangten Stellungnahmen) 

folgende 
VERORDNUNG 

 
§ 1  Aufgrund des § 25 Abs. 1 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. wird 

das Örtliche Raumordnungsprogramm bzw. der Flächenwidmungsplan für 

die Marktgemeinde Guntramsdorf abgeändert (die Änderungspunkte 2 und 

3 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form bzw. Änderungspunkt 1 

in - gegenüber dem Auflageentwurf - abgeänderter Form). 

 

§ 2  Die Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes (PZ.: GUTR – FÄ 8 – 

11437) - verfasst von DI Karl SIEGL, Gschwandnergasse 26/2, 1170 Wien 

- ist gemäß § 12(3) der NÖ-Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2 idgF., 

wie eine Neudarstellung ausgeführt, mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen und liegt im Rathaus während der Amtsstunden zur 

allgemeinen Einsicht auf. 

 

§ 3      Freigabebedingungen von Aufschließungszonen: 

 FÜR DIE AUFSCHLIESSUNGSZONE „BK-A1“: 
 Ausarbeitung von Gestaltungsvarianten bzw. Durchführung eines 

Ideenwettbewerbes, für den seitens der Marktgemeinde 

Guntramsdorf insbesondere bezüglich der Verteilung der 

Gebäudehöhen, der maximalen Anzahl der Wohneinheiten, der 

Sicherung eventueller Freiflächen (z.B. entlang des Mühlbaches und 

im Kreuzungsbereich Münchendorfer Straße / Taborgasse) und 

fußläufigen Erschließung, einer ausreichenden Anzahl von  KFZ-

Stellplätzen und der verkehrstechnischen Anbindung an das 

öffentliche Straßennetz, verbindliche Vorgaben gesetzt werden. 

http://www.guntramsdorf.at/
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 Vorliegen einer vertraglichen Regelung, welche die Umsetzung des 

Wettbewerbsergebnisses im obigen Sinne bei der Detailplanung 

garantiert. 

 FÜR DIE AUFSCHLIESSUNGSZONE „BK-A2“: 
 Ausarbeitung eines „Masterplans“ für die weitere, mittel- bis 

langfristige Weiterentwicklung der an die Aufschließungszone 

angrenzenden Bereiche der als „Bauland – Betriebsgebiet 

(BB)“ gewidmeten Teile der Druckfabrik bezüglich der bestehenden 

bzw. angestrebten Nutzungsstrukturen 

 
§ 4: Diese Verordnung tritt gemäß § 59 Abs. 1 der Gemeindeordnung 1973, 

LGBl. 1000, mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist 
folgenden Tag in Kraft. 

 

       Der Bürgermeister: 
 

 
 
 

       Robert Weber MSc 
 

 







































P O I N S T I N G L & P A R T N E R 
RECHTSANWÄLTE OG 

1060  WIEN VI,  CAPISTRANGASSE 8/8 
TELEFON  +43/1/587 84 42,  TELEFAX  +43/1/587 84 42-4 

e@mail: office@poinstingl.at 
 

F:\Assmann\3353-5.doc 
 

IBAN AT83 6000 0000 0784 5763, BIC OPSKATWW, DVR 1001191, FN  194714w HG Wien, UID ATU 49618007 

 
 
An die  
Marktgemeinde Guntramsdorf 
Rathaus Viertel 1/1 
2353 Guntramsdorf  

 

 
 
 
 
Datum: Unser Zeichen: Ihr Zeichen: 
Wien, am 31. August 2016 3353/2 
 

 
 
Betrifft: Änderung des Flächenwidmungsplanes/örtliches Raumordnungsprogramm 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

 

 Wir vertreten die Assmannmühlen Gesellschaft m.b.H.   

 

 Zu der in Aussicht genommenen Änderung des Flächenwidmungsplanes, 

Änderungspunkt 1, im Bereich der ehemaligen „Druckfabrik Guntramsdorf“ die eine 

Rückwidmung vom Baulandbetriebsgebiet auf Baulandkerngebiet vorsieht, nehmen wir, 

wie folgt Stellung: 

 

 Entgegen den Angaben im Erläuterungsbericht befindet sich in dem betroffenen 

Areal eine große Anzahl an Produktionsbetrieben, wie z.B. die Schmuck GmbH, die MBS 

Engenieering GmbH, die Tischlerei Schup, die Firma G.A.P. GmbH, die Spenglerei 

Nikolai GmbH, sowie einer erheblicher Anzahl weiterer Betriebe. Produktionsbetriebe 

haben erfahrungsgemäß einen erheblichen Umfang an Liefer- und Kundenverkehr, sowie 

Individualverkehr durch ihre Arbeitnehmer. Gemäß § 14 Abs. 2 Zif 8 iVm Zif 18 NÖ ROG 

2014 darf Wohnbauland nur außerhalb von Störungseinflüssen gewidmet werden. § 14 Zif 

Abs. 2 Zif 11 NÖ ROG sieht auch eine blockweise Trennung durch Verkehrsflächen 

und/oder Grüngürtel vor. Die geplante Änderung des Flächenwidmungsplanes ist daher 

gesetzwidrig. 



 

 

 

 Die weiteren Entwicklungsstufen im Areal der ehemaligen „Druckfabrik 

Guntramsdorf“ nimmt auf die Betriebszukunft keine Rücksicht. Während überall sonst in 

der Republik Österreich Betriebsansiedlungen unterstützt und gefördert werden, geht die 

die Marktgemeinde offensichtlich von einer Absiedlung der Produktionsbetriebe aus. Mit 

Befremden ist überdies festzustellen, dass die in Aussicht genommenen Änderungen, 

Arbeitnehmervertreter völlig außer Acht bleiben.  

 

 Dass Vorgesagte gilt insbesondere auch für den Betrieb unserer Mandantschaft. 

Gerade bei einem landwirtschaftlichen Betrieb, der Getreide übernimmt, ist während der 

Erntezeit Lärm- und Staubentwicklung unvermeidbar. Das heutige Wirtschaftsleben bringt 

mit sich, dass auch in den Morgen- und Abendstunden LKW-Verkehr unvermeidlich ist. 

Konflikte mit Anrainern sind dadurch vorprogrammiert. Wir sprechen uns daher in deren 

Namen strikt gegen einer Änderung des Flächenwidmungsplanes aus und behalten uns 

jedenfalls eine Individualanfechtung vor. 

 

 

 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Erich Poinstingl  
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Betrifft: Marktgemeinde Guntramsdorf

Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms

Die Abteilung RU1 hat mit Schreiben vom 25. Juli 2016 die Unterlagen zur Änderung des örtlichen

Raumordnungsprogramms mit dem Ersuchen um Begutachtung übermittelt. Die Änderungs-

unterlagen wurden von Dipl.-Ing. Karl Siegl, Ingenieurkonsulent für Raumplanung und Raum-

ordnung, ausgearbeitet. Der Entwurf zur Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogramms lag in

der Zeit vom 19. Juli bis 31. August 2016 zur öffentlichen Einsichtnahme auf.

Aufgrund der vorgelegten Unterlagen und des Lokalaugenscheins am 12. September 2016 wird

folgendes

G u t a c h t e n
vor Beschluss durch den Gemeinderat abgegeben.

Sachverhalt:

Die Marktgemeinde Guntramsdorf verfügt über ein vollständiges Örtliches Raumordnungs-

programm, welches im Jahr 2007 überarbeitet, um ein Örtliches Entwicklungskonzept ergänzt und

mit Bescheid vom 28. Juni 2007 aufsichtsbehördlich genehmigt wurde.

Im Zuge des vorliegenden Änderungsverfahrens soll das örtliche Raumordnungsprogramm in drei

Punkten in der Katastralgemeinde Guntramsdorf abgeändert werden.

Änderungspunkt 1:

Widmungsänderungen im Bereich der ehemaligen Druckfabrik Guntramsdorf

Die Marktgemeinde Guntramsdorf hat bereits im Zuge der generellen Überarbeitung des Örtlichen

Raumordnungsprogramms und der Verordnung des Örtlichen Entwicklungskonzepts die

Rahmenbedingungen für die Nachnutzung der ehemaligen „Druckfabrik Guntramsdorf“ geschaffen.

Im Örtlichen Entwicklungskonzept ist das zentral gelegene Areal als Randbereich Ortszentrum –

Nebenzentrum mit folgenden Maßnahmen und Zielsetzungen ausgewiesen:

- Ausweisung überwiegend als Wohnbauland, v.a. Kerngebiet

- Gemischte Nutzungsstruktur: Wohnnutzung, Kleingewerbebetriebe, öffentliche

Einrichtungen, Nahversorgung, landwirtschaftliche Betriebe
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Als Konkretisierung dieser Festlegungen

wurde nun eine detaillierte Struktur- und

Maßnahmenanalyse ausgearbeitet (siehe

Abbildung), welche der Gemeinde in der

Folge als Grundlage für künftige

Änderungen des Flächenwidmungsplans

dienen soll.

Diese Analyse gliedert das „Ortszentrum

Südost – ehemalige Druckfabrik“ in  3

Entwicklungsstufen, wobei für die

einzelnen Entwicklungsstufen konkrete

Maßnahmenbündel angeführt sind.

Geplante Maßnahmen der Entwicklungsstufe 1:
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Im Zuge des gegenständlichen Änderungsverfahrens sollen im Flächenwidmungsplan die

rechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung der Maßnahmen der Entwicklungsstufe 1

geschaffen werden und folgende Änderungen vorgenommen werden:

- Umwidmung des westlichen, bereits sanierten Teils der Druckfabrik von Bauland –

Betriebsgebiet in Bauland – Kerngebiet

- Umwidmung von Bauland – Wohngebiet in Bauland – Kerngebiet im östlichen Bereich

- Umwidmung des Bauhofareals und der südlich angrenzenden Fläche von Bauland –

Sondergebiet beziehungsweise Bauland – Betriebsgebiet in Bauland – Kerngebiet.

Die geplanten Maßnahmen wurden im Prüfprotokoll in Tabelle 1 untersucht.

Schlussfolgerung:

Die Planungsmotivation, der Änderungsanlass sowie die widmungsrelevanten Tatsachen für die

Neustrukturierung der Widmungsarten in einem zentral gelegenen Bereich der Marktgemeinde

Guntramsdorf sind im vorliegenden Erläuterungsbericht des Ortsplaners umfassend und

nachvollziehbar dargelegt. Die Maßnahmen entsprechen den Kriterien der vorausschauenden

Gestaltung sowie der geordneten Entwicklung des Gemeindegebiets und dienen der Umsetzung

der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzepts.

Weiters wird die Übereinstimmung mit den Planungsbestimmungen und Zielsetzungen des NÖ

ROG 2014 festgestellt.

Änderungspunkt 2:

Umwidmung von Grünland – Grüngürtel mit der Funktionsbezeichnung Emissionsschutz- und

Immissionsschutz in private Verkehrsfläche beziehungsweise Verschiebung der Widmungsgrenze

zwischen Bauland – Wohngebiet und Bauland – Wohngebiet – A1

Die Gemeinde plant im Norden des Gemeindegebiets, südlich der Industriestraße, eine

Widmungsänderung im Bereich des Grüngürtels, welcher eine Abschirmung zwischen dem

Wohnbauland und dem Betriebsgebiet im Norden darstellt.
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Um ausreichend KFZ – Stellplätze für die

Geschoßwohnbauten zur Verfügung stellen zu

können, sollen diese in einen Erdwall integriert

werden (siehe Abbildung). Die Stellplätze bilden

in dieser Form einen Teil der Abschirmung zum

Betriebsgebiet.

Zur Umsetzung dieses Stellplatzprojekts ist die Ausweisung einer privaten Verkehrsfläche geplant,

wobei es sowohl zu einer Verringerung der Breite des Grüngürtels, als auch zu einer Verschiebung

der Baulandgrenze Richtung Süden kommt.

Weiters soll ein Teilbereich des Bauland – Wohngebiets – Aufschließungszone A1 dem westlich

angrenzenden Bauland – Wohngebiet zugeordnet werden, um die Umsetzung eines

Wohnbauprojekts zu ermöglichen.

Die geplanten Maßnahmen wurden im Prüfprotokoll in Tabelle 2 untersucht.

Schlussfolgerung:

In den Änderungsunterlagen wird nachvollziehbar erläutert, dass es bei projektgemäßer

Umsetzung (Integration der Stellplätze in den Erdwall) zu keiner Verschlechterung der

abschirmenden Wirkung zwischen Betriebsgebiet und Wohnbauland kommt. Die

Widmungsänderungen sind somit so raumordnungsfachlicher Sicht vertretbar.

Durch die Umwidmung von Grünland – Grüngürtel in öffentliche Verkehrsfläche wird allerdings

eine Bestimmung des Regionalen Raumordnungsprogramms Südliches Wiener Umland berührt,

wonach es bei flächigen Siedlungsgrenzen zu keiner Vergrößerung der Baulandmenge (inklusive

allfälliger Verkehrsflächen) kommen darf. Diese Bestimmung ist nach rechtlicher Auffassung

unabhängig vom Größenausmaß, da es sich bei dem ausgewiesenen Grüngürtel um eine

Grünfläche handelt, welcher bereits eine bestimmte Nutzung zugeordnete wurde. Es ist somit der

Nachweis zu erbringen, dass ein Flächenausgleich im Sinne des Regionalen

Raumordnungsprogramms erfolgt ist.
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Änderungspunkt 3:

Umwidmung von öffentliche in private Verkehrsfläche

Im Bereich der Parzelle 2405 soll die Breite der Neudorferstraße an den Bestand angepasst und

auf die nördlich davon bereits bestehende Breite von 14 Meter reduziert werden. Aus Sicht der

Gemeinde ist die Neudorferstraße mit 14 Meter in diesem Bereich ausreichend dimensioniert.

Da keine Verschlechterung der Erschließungsverhältnisse beziehungsweise der Flüssigkeit des

Verkehrs zu erwarten ist, ist die Widmungsänderung aus fachlicher Sicht vertretbar. Widersprüche

zu verbindlichen Planungsbestimmungen des NÖ ROG 2014 wurden nicht festgestellt.

14. September 2016

Dipl.-Ing. P e l z - G r u n d n e r

elektronisch unterfertigt

Sachverständige für Raumordnung
und Raumplanung
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Zahl:  Bearbeiter:  Datum:  
29261-1/2016 Ing. W/Val 22.09.2016 

 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Guntramsdorf beschließt in seiner Sitzung 
am 22.09.2016, TOP ….  (nach Erörterung der eingelangten Stellungnahme) 
folgende  

 
VERORDNUNG 

 

§ 1:  Aufgrund der §§ 30 - 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 idgF., wird 

der Bebauungsplan der Marktgemeinde Guntramsdorf abgeändert (die 

Änderungspunkte  2 und 3 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form 

bzw. Änderungspunkt 1 in - gegenüber dem Auflageentwurf - 

abgeänderter Form).  

 

§ 2:  Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung 

der einzelnen Grundflächen ist der mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehenen Plandarstellung (PZ.: GUTR – BÄ4 – 

11439, verfasst von DI. Karl SIEGL, Gschwandnergasse 26/2, 1170 

Wien), welche gemäß §5(3) der NÖ-Planzeichenverordnung, LGBl. 

8200/1 idgF., wie eine Neufassung ausgeführt ist, zu entnehmen. 

 

§ 3:  Die Plandarstellung liegt im Rathaus Guntramsdorf während der 

Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
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§ 4:  Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf 

der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

   

 
       Der Bürgermeister: 
 

 
 

 
       Robert Weber MSc 
 

 
 

 
Angeschlagen am  
Abgenommen am  
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An die  
Marktgemeinde Guntramsdorf 
Rathaus Viertel 1/1 
2353 Guntramsdorf  

 

 
 
 
 
Datum: Unser Zeichen: Ihr Zeichen: 
Wien, am 31. August 2016 3353/2 
 

 
 
Betrifft: Änderung des Flächenwidmungsplanes/örtliches Raumordnungsprogramm 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

 

 Wir vertreten die Assmannmühlen Gesellschaft m.b.H.   

 

 Zu der in Aussicht genommenen Änderung des Flächenwidmungsplanes, 

Änderungspunkt 1, im Bereich der ehemaligen „Druckfabrik Guntramsdorf“ die eine 

Rückwidmung vom Baulandbetriebsgebiet auf Baulandkerngebiet vorsieht, nehmen wir, 

wie folgt Stellung: 

 

 Entgegen den Angaben im Erläuterungsbericht befindet sich in dem betroffenen 

Areal eine große Anzahl an Produktionsbetrieben, wie z.B. die Schmuck GmbH, die MBS 

Engenieering GmbH, die Tischlerei Schup, die Firma G.A.P. GmbH, die Spenglerei 

Nikolai GmbH, sowie einer erheblicher Anzahl weiterer Betriebe. Produktionsbetriebe 

haben erfahrungsgemäß einen erheblichen Umfang an Liefer- und Kundenverkehr, sowie 

Individualverkehr durch ihre Arbeitnehmer. Gemäß § 14 Abs. 2 Zif 8 iVm Zif 18 NÖ ROG 

2014 darf Wohnbauland nur außerhalb von Störungseinflüssen gewidmet werden. § 14 Zif 

Abs. 2 Zif 11 NÖ ROG sieht auch eine blockweise Trennung durch Verkehrsflächen 

und/oder Grüngürtel vor. Die geplante Änderung des Flächenwidmungsplanes ist daher 

gesetzwidrig. 



 

 

 

 Die weiteren Entwicklungsstufen im Areal der ehemaligen „Druckfabrik 

Guntramsdorf“ nimmt auf die Betriebszukunft keine Rücksicht. Während überall sonst in 

der Republik Österreich Betriebsansiedlungen unterstützt und gefördert werden, geht die 

die Marktgemeinde offensichtlich von einer Absiedlung der Produktionsbetriebe aus. Mit 

Befremden ist überdies festzustellen, dass die in Aussicht genommenen Änderungen, 

Arbeitnehmervertreter völlig außer Acht bleiben.  

 

 Dass Vorgesagte gilt insbesondere auch für den Betrieb unserer Mandantschaft. 

Gerade bei einem landwirtschaftlichen Betrieb, der Getreide übernimmt, ist während der 

Erntezeit Lärm- und Staubentwicklung unvermeidbar. Das heutige Wirtschaftsleben bringt 

mit sich, dass auch in den Morgen- und Abendstunden LKW-Verkehr unvermeidlich ist. 

Konflikte mit Anrainern sind dadurch vorprogrammiert. Wir sprechen uns daher in deren 

Namen strikt gegen einer Änderung des Flächenwidmungsplanes aus und behalten uns 

jedenfalls eine Individualanfechtung vor. 

 

 

 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Erich Poinstingl  
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